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HM VORWORT

Mehr als eine Viertelmillion Men−
schen haben Einwendungen gegen
das geplante Atommüll−Endlager
?Schacht Konrad? erhoben. Ein
deutliches Signal, daß die Menschen

in der Region das Endlagernicht
wollen. Und zugleich beredte Zeu−

gen von Bedenken,die in dem hier−
zulande ersten atomrechtlichen

Genehmigungsverfahrenfür ein

Endlager nicht zu kurz kommen
dürfen.

Der Bundesumweltminister
hetzt hingegen durch das Verfah−

ren, als handele es sich um irgendei−
ne Hausmülldeponie und nicht um
Katakombenfür die gefährlichsten
Substanzen, die die Industriegesell−
schaft je produziert hat. So wies der
Bundesumweltminister Niedersach−
sen im Januar 1991 an, Plan−Unter−

lagen öffentlich auszulegen,die es
an Sicherheitsnachweisen mangeln
lassen, Risiken von Atomtranspor−
ten ausklammern und obendrein
den Anforderungendes Gesetzes
über die Umweltverträglichkeits−
prüfung nicht entsprechen.

Der Bundspielt dabei eine umstrit−
tene Doppelrolle:

Er ist − in Gestalt des Bundesam−
tes für Strahlenschutz − Antragstel−
ler und zugleich Aufsichtsbehörde
für das Niedersächsische Umwelt−
ministerium. Wenn der Bund das
Land anweist − wie mehrfach ge−
schehen − dann fördert er auch sein

Genehmigungsbegehren.
Trotz des Weisungsdrucks, dem

wir laut Gesetz nachgeben müssen,
bemüht sich Niedersachsen um ein

offenes, faires und bürgerfreund−
liches Verfahren. Ein Verfahren
strikt nach Recht und Gesetz. Maß−
stab unseres Handelns sind die
Sicherheitsinteressen der nieder−
sächsischen Bevölkerung und nicht
− wie beim Bund − der Zwang,ein

Endlager bereitzustellen. Die hän−

deringende Suche nach einem

Atommüll−Endlagerist ein selbst−
verschuldetes Dilemma. Jahrelang
hat der Bund mehr an den Nutzen
der Kernenergieals an deren Keh−
richt gedacht. Offenbar soll die
Bürde der Entsorgung nun allein

Niedersachsen tragen, dennalter−
native Standorte für Endlager wur−
den nicht untersucht.

Einem Endlager jedoch, das eine
Gefahr für die niedersächsische Be−
völkerungdarstellt, werden wir uns
mit aller Kraft widersetzen. Damit
sich jeder aktuell über das Projekt
informieren kann, haben wir die

vorliegende Broschüre verfaßt.
Die folgenden sechs Kapitel be−

richten unter anderem überdie
Historie der ehemaligen Eisenerz−

grube Konrad,klären über die Ver−

gangenheit des Verfahrens auf, er−
läutern die Kernpunkte der 290 000

Einwendungenund werfen einen
Blick auf die Misere mit der Entsor−

gung des Atommülls.

MHous? KaAL
Monika Griefahn
Niedersächsische Umweltministerin



EB WEGWEISER DURCH DIE

ANHÖRUNG

Ein Erörterungstermin läutetdie letzte Runde der Öffentlichkeitsbe−
teiligung in einem Planfeststellungsverfahrenein. Das Finale auf dem
Festplatz in Salzgitter−Lebenstedtist eine bundesdeutsche Premiere:
Zwar gab es bereits Anhörungenin atomrechtlichen Genehmigungs−
verfahren, doch niemals zuvor ging es um ein Endlager für Atommüll.

"Erörtern?, sagt der Duden, heißt
?ausführlich und oft ins einzelne

gehend, über einen noch nicht ge−
klärten Sachverhalt sprechen, disku−
tieren?. Ungeklärt ist im September
1992 die Planfeststellung für das

Endlager Schacht Konrad im Süd−
osten Niedersachsens, in dem radio−
aktive Abfälle "mit vernachlässigba−
rer Wärmeentwicklung?ihre letzte
Ruhefinden sollen. Das gilt für 95

Volumenprozent des Atommülls
hierzulande.

Über den Antrag auf Planfest−
stellung entscheidet das Nieder−
sächsische Umweltministerium. Der

Erörterungstermin− Teil des Verfah−
rens − dient dazu, die Argumente
der Einwender anzuhören. Die Bür−
gerbeteiligung begann im Sommer
1991 mit der zweimonatigen Ausle−

gung desPlans. Übereine Viertel−
million Menschenreichten in dieser
Zeit Bedenken zu Schacht Konrad
ein. Diese Einwendungen werden
nun mit den Absendern und dem

Antragsteller, dem Bundesamtfür
Strahlenschutz (BfS) erörtert. Die in

Salzgitter ansässige Behördesoll
− im Auftrag des Bundes− die ehe−

malige Eisenerzgrube Konrad in ein

Endlager verwandeln. Das BfS be−
dient sich dabei der Deutschen Ge−
sellschaft zum Bau und Betrieb von

Endlagern für Abfallstoffe (DBE),ei−
nem PrivatunternehmenausPeine.

DenErörterungstermin führt der
Leiter des für Atomrecht zuständi−

gen Referats im Umweltministeri−

um, Dr. Christoph Schmidt−Eriksen.
Ihn vertritt Dr. Karl Biedermann,
der im Ministerium die Durchfüh−

rung des Konrad−Verfahrens verant−
wortet. Das Umweltministerium

läßt sich in Fragen der Atom− und

Anlagentechnik vom TÜV Hanno−
ver / Sachsen−Anhalt, in Fragen der

Geologie vom Landesamtfür Bo−
denkunde(NLfB) Hannover, in Fra−

gender Bergtechnik vom Oberberg−
amt (OBA) Clausthal−Zellerfeld und
in Sachen Umweltverträglichkeit
von der DeutschenProjekt Union

(DPU) Essen als Gutachter unter−

stützen. Das BfS zieht beispielswei−
se die Bundesanstalt für Geowissen−
schaften und Rohstoffe (BGR) Han−
nover hinzu.

Über das Verfahren wacht der
Bundesumweltminister. Er führt die
Aufsicht sowohl über das BfS als

Antragsteller als auch über das
Niedersächsische Umweltministeri−
um als Genehmigungsbehörde. Das
Land Niedersachsen handelt in

"Bundesauftragsverwaltung? und
muß − ob begründet odernicht−
nach Artikel 85 des Grundgesetzes
Weisungen des Bundesbefolgen.
Von diesem Zwangsmittel hat der
Bundesumweltminister bereits
mehrfach Gebrauch gemacht.

Auf der anderenSeite gibt es
seit 1987 die AG Schacht Konrad,
eine Selbstorganisation der Einwen−
der. Die Gruppe bündelt den Bür−

gerprotest und steht Interessierten
beratend zur Seite.

Rechte der Einwender

°e Laut Gesetz ist der Erörterungs−
termin nicht öffentlich. Als Ein−
trittskarte gilt die Einwendung.
Das Umweltministerium hat jede
Unterschrift notiert und teilt
anhand von Namenslisten an

etwa zehn Eingängen Ausweis−

plakettenaus.

®e Die einzelnen Einwender können
sich im Erörterungstermin von
einem Sachbeistand oder Bevoll−

mächtigten ihrer Wahl helfen
lassen. Er kann einen Beistand in
seiner Anwesenheit für sich

sprechenlassen oder− statt
selbst teilzunehmen− schriftlich
einen Vertreter bevollmächti−

gen. Beistände wie Bevollmäch−

tigte müssen keine ausgewiese−
nen Fachleutesein, etwa Rechts−

anwälte, sondern sich nur sach−

lich an der Anhörung beteiligen
können. Kosten für beide muß
der Einwenderselbst tragen.

e \Wersich bei den eigenen Wort−

beiträgen durch Film− und Foto−
aufnahmen vonPresse, Funk und

Fernsehen, gestört fühlt, kann

sich beschweren.

° Über den Ablauf des Termins
wird ein Wortprotokoll geführt.
Es kann einige Monate nach Ab−
schluß des Termins angefordert
werden. Ein Kostenbeitragist
vom Einwenderzu tragen.

«e Im Fall eines Abbruchs desTer−

mins könnenEinwenderinner−

halb eines Monats nach Ende des
Terminsihre Einwendungen
schriftlich erläutern.

Rechte des Verhandlungsleiters

«e Der Verhandlunggsleiter entschei−
det, wer außer dem Antrag−



Wegweiser durch die Anhörung =
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23 Tage für Wackersdorf: Über 850 000 Menschen erhoben Einwendungen gegendie geplante Wiederaufarbeitungsanlage im ober−

pfälzischen Wackersdorf. Am 11. Juli 1988 begann der Erörterungstermin im bayrischen Neunburg vorm Wald. 3 000 Einwender kamen

bereits am ersten Tag, so daß die dortige Stadthalle aus allen Nähten platzte. Nach 23 Verhandlungstagen brach das Bayerische Um−

weltministerium den Termin ab, da − so die offizielle Begründung − "die wesentlichen Sachthemenerörtert" seien. Kurz danach kam das

Ausfür die Anlage. Hintergrund: In England und Frankreich war die Aufarbeitung billiger zu haben − ohne Drucklästiger Umwelt−

schützer.
Foto: Götz

ei
2

" >? ie;
1 N > ER? = N

steller und den Einwendern am

Termin teilnehmendarf (etwa Zweck derAnhörung
Presse).

Der Erörterungstermin soll den Einwendern ermöglichen,alle vorge−
e Er entscheidet, in welcher Rei− tragenen Argumente mit dem Antragsteller BfS zu diskutieren. Das

henfolge die Einwendungen Bundesamt muß versuchen, das Niedersächsische Umweltministerium
behandelt werden. Falls die und die Öffentlichkeit zu überzeugen, daß die Einwände einem positi−
Leichtbauhalle mit ihren 3 000 ven Planfeststellungsbeschluß nicht entgegenstehen. Die Erörterung
Plätzen nicht alle Erschienenen der Einwände wird in zehn Themenblöckegegliedert:
aufnehmenkann,teilt er die
Einwender in Gruppenein. 1. Verfahrensfragen, 6. Katastrophen− undZivilschutz

Verfahrensbeteiligte 7. Betroffenheiten individueller,
e Der Verhandlunggsleiter erteilt 2. Abfälle, Endlagerungsbedin− kommunaler und regionaler

und entzieht − im Notfall − das gungen, Entsorgungskonzept Belange
Wort. Er kann zudem die Rede− 3. Langzeitsicherheit 8. Andere Rechtsgebiete (Abfall,
zeit begrenzen. 4. e Standorteigenschaften Abwasser, Baurecht usw.)

e Betrieb des Endlagers 9. Umweltverträglichkeitsprüfung
e Der Verhandlungsleiter kann e Radiologische Auswirkun− 10. Sonstiges (etwa die Atomenergie−

Störer aus dem Saal weisen und gen der Anlage nutzung allgemein)
sie von der weiteren Teilnahme 5. e Störfälle und Unfälle
ausschließen. Bei extremen « Transporte
Tumulten kann er die Veranstal−

tung vorübergehend unterbre−
chen und − bei Wiederholung − Jedes Themengebiet soll möglichst abgeschlossen, das heißt facetten−

den Termin endgülig beenden. reich diskutiert werden. Nebendeneigentlichen Fachfragensollen

Das Niedersächsische Umwelt− also jeweils parallel auch rechtliche Aspekte oder Fragen zur Vollstän−

ministerium ist bestrebt, eine digkeit des ausgelegten Plans erörtert werden.

solche Situation zu vermeiden.



Fahrplan der Anhörung

Der Erörterungstermin findet auf dem Schützenplatz an der Nei−
Bestraße in Salzgitter−Lebenstedt statt. Der Termin beginnt am

MB Freitag, dem 25. September 1992 um 11.00 Uhr. Einlaß ist ab
9.00 Uhr. Am Samstag, den 26.September 1992 wird von 10.00
bis 16.00 Uhr getagt

M und in den folgenden Wochenjeweils am

u Mittwoch von 12.30 bis 21.00 Uhr,

u Donnerstag von 10.00 bis 20.00 Uhr,

u Freitag von 12.30 bis 21.00 Uhr und am

u Samstag von 10.00 bis 16.00 Uhr.

M Am Samstag, dem 3. Oktober und am Mittwoch, dem 18. No−
vember wird nicht verhandelt.

Der Tagesablauf

angehört und erst diskutiert, wenn
der entsprechende Themenaspekt
an derReiheist.

Das Niedersächsische Umwelt−

Rechtzeitig ist bekannt, welche
Themenim Lauf des Tages disku−
tiert werden. Dazu können Wort−

meldungeneingereicht werden.
Der Verhandlunggsleiter ruft einen ministerium geht davon aus, daß

Tagesordnungspunkt nach dem vier bis acht Wochen nötig sind, um
anderen auf und läßt einen Vertre− alle Einwendungen gründlich zu
ter des Umweltministeriums zu− diskutieren.
nächst eine kurze Einführungins
jeweilige Thema geben.Dieser faßt
dabei die Argumente der Einwen−

dungen zusammen. Außerdem
Für aktuelle Informationen

über den Ablauf des Termins

Wegweiser durch die Anhörung

stellt der Verhandlunggsleiter gege−
benenfalls Personen, Behörden oder

Organisationen vor, die vom Mini−
sterium zu diesem Aspektals fach−
lich kompetente Diskussionsteilneh−
mereingeladensind. Die Einwender
oder deren Beistände könnendie
zum Thema vorgebrachten Einwen−

dungenerläutern. Das BfS antwor−
tet, die Einwender gehen darauf
ein. Währendder Diskussion neh−
men auch Sachverständige des Um−
weltministeriums (TÜV, NLfB, OBA,
DPU) und eventuelle andere Sach−

verständige Stellung. Einwender
können− in dringendenFällen−
zwar außerhalb der Tagesordnung
sprechen, doch ihre Beiträge wer−
den − in der Regel − zunächst nur

und andere Fragen richtet das
Niedersächsische Umweltmini−
sterium ab 25. September 1992
ein Info−Telefon ein, das wäh−
rend der Verhandlungszeiten
unter den Rufnummern:

MH 05341/835−161/162
Infostand

zu erreichenist. Zu allen an−
derenZeiten läuft eine Ansa−

ge, die unter den Durchwahl−
nummern:

Mm 05341/835−105/106/107

abgehört werden kann.



EM KARRIERE EINER EISENERZGRUBE

VorMillionen vonJahren entstand das gewaltige Eisenerzlager, auf

das Schacht Konrad in 800 bis 1300 MeternTiefe trifft. Nur elfJahre
befördertenBergleutedas rötlich−braune Gestein ans Tageslicht. Seit
1976 harrt das Bergwerk einer Zukunft als Endlager:Die Bundesre−

gierung plant, dort 95Volumenprozentaller hiesigen Atom−Abfälle
zuvergraben.

70 Kilometer östlich von Hannover

liegt Salzgitter−Bleckenstedt. Ein
kleines 500−Seelen−Dorf in Südost−
niedersachsen. Am Rande des zu

Salzgitter gehörendenStadtteils

ragt der 63 Meter hohe Förderturm
"Konrad 1? in die Höhe. Anderthalb
Kilometer entfernt stehtsein klei−
nerer Bruder ?Konrad 2?. Die bei−
den oberirdischen Zeugeneiner

langen Bergbau−Tradition dieser
dichtbesiedelten Gegendlassen das
etwa 1 000 Meter tiefer gelegene

unterirdische Stollenlabyrinth nur
ahnen.

Die Schachtanlage Konrad− be−
nannt nach Dr. Konrad Ende, dem
früheren Aufsichtsratsvorsitzenden
der Salzgitter AG

−

ist ein ehemali−

ges Eisenerzbergwerk. Das Erzvor−
kommen,das dort abgebaut wurde,

liegt auf der südlichen Spitze des
"Gifhorner Troges?, einem Erz−

Lager, das sich ähnlich einer Zunge
60 Kilometerlangin der Tiefe aus−

breitet, ohne je an die Oberfläche

zu stoßen. So wurde der wertvolle
Bodenschatz aucherst zufällig bei

Erdölbohrungenim Jahre 1933
entdeckt.

24 Jahre danach arbeiteten sich

Bergleutebis in eine Tiefe von
1 232,5 Metern hinunter. Schacht
Konrad 1 wurde − bergmännisch
gesprochen − "abgeteuft?. Kon−
rad 2, knapp 1 000 Metertief,

folgte später. Beide Schächte sind
durch einen Tunnel verbunden.Im

April 1965 begann die Erzgewin−

Ab ins Erz: Wo einst wertvolles Gestein im Förderkorb nach oben gelangte, soll zukünftig Atommüill in die Tiefe hinabgelassen werden.

Foto: Physikalisch−Technische Bundesanstalt
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Schöne neue Unterwelt: 650 000 Kubikmeter Hohlraum sollen das steinerne Grab für
strahlenden Abfall werden.
Foto: Physikalisch−Technische Bundesanstalt

nung. Doch schon im Oktober 1976
setzte die ausländische Konkurrenz
der Förderungein Ende: Brasiliani−
sches Erz etwa besaß einen höheren
Eisenanteil und wurde zudem gün−
stiger verkauft. Der Grube drohte
dasAus.

Strahlende Zukunft?

Erste Schritte zu einem neuen Pro−

jekt starteten bereits 1975: In der
Erzformation sollte künftig Atom−

müll sein steinernes Grab finden.
Seit der Förderbetriebstillgelegtist,
wird die Schachtanlage im Auftrag
des Bundesals geplantes Endlager
offengehalten. Alternative Standor−
te wurden nie geprüft. Das Bundes−
ministerium für Forschung und

Technologie (BMFT) und die Besitze−
rin der Anlage,die Stahlwerke

Peine−Salzgitter AG − heute Preus−

sag Stahl AG −, schlossen einen

"Gestattungs− und Betriebsfüh−

rungsvertrag?, um sowohl Eig−
nungstests als auch den späteren

Karriere einer Eisenerzgrube

Kauf der Grube zu regeln. Und das
BMFT beauftragte die Gesellschaft
für Strahlen− und Umweltforschung
(GSF− nach Namenswechsel heute

Forschungszentrum für Umwelt und
Gesundheit) mit der Erkundung des
Standortes. Von 1976 bis 1982 prüf−
te die in Neuherberg bei München

ansässige GSF auf der Basis von
alten Probebohrungen und Gruben−
aufschlüssen geologische und berg−
technische Gegebenheiten.

Die Erkundung endete im Juni
1982 mit einer Erfolgsmeldung: Die

ehemalige EisenerzgrubeSchacht
Konrad eigne sich als Katakombe
für radioaktive Abfälle. Kaum zwei
Monate später war es dann soweit:
Die Physikalisch−Technische Bundes−
anstalt in Braunschweig (PTB) − im
staatlichen Auftrag zuständig für

Endlagerung radioaktiver Abfälle−
stellte bei der zuständigennieder−
sächsischen Landesbehörde − dem
Sozialministerium − den nach dem

Atomgesetz vorgeschriebenen An−

trag auf Einleitung eines Planfest−

stellungsverfahrensfür ein Endla−

ger. Mittlerweile änderten sich die

Zuständigkeiten: Antragsteller ist
seit November 1989 das Bundesamt
für Strahlenschutz in Salzgitter
(BfS), Planfeststellungsbehördeseit
Juli 1986 das Niedersächsische Um−
weltministerium (NMU).

Die umstrittene Karriere der

ehemaligen Eisenerzgrubezu
einem Endlager, das die Hauptbür−
de der nationalen Atommüll−Ent−

sorgung für die nächsten Jahrzehn−
te tragensoll, nahm ihren Lauf.



EM PLAN−SPIELE OHNE ENDE

Seit mehrals fünfzehn Jahren erhitzt Schacht Konrad die Gemüter.
Undbereits eine Dekade läuft das atomrechtliche Planfeststellungs−
verfahren, das über die Zukunft des Projekts entscheidensoll. Des−
sen Vergangenheit bestimmtein ?Plan?, der sich als Puzzlespiel er−

wies, in dem ständig wichtige Teile nicht paßten odergarfehlten.
So verzögerte sich das Verfahren bereits lange vor dem Wechsel der

Landesregierung in Niedersachsen. Neuerdingssoll plötzlich alles

ganzschnell gehen: Die Bundesregierung beschwört den Entsor−

gungsnotstand und versucht, das Verfahren mit Hau−Ruck zu Ende
zu bringen.

Vier Aktenordnerdick erreicht er
vor zehn Jahren Hannover: der
?Plan? für das Endlager Schacht
Konrad. Als Herz des Planfeststel−

lungsverfahrenssoll er − so Antrag−
steller Physikalisch−Technische Bun−
desanstalt (PTB) − das Vorhaben

selbst, seinen Anlaß und seine Aus−

wirkungenzeigen. Die Planfeststel−

lungsbehördein Hannover− damals
das Niedersächsische Sozialministe−
rium − zieht drei Gutachterhinzu,
um das gewichtige Werk auf Herz
und Nieren prüfen zu lassen: den
Technischen Überwachungsverein
Hannover(TÜV) in Fragen der Kern−

technik, das Niedersächsische Lan−
desamt für Bodenforschung (NLfB)
für geologische Aspekte und das

Oberbergamt in Clausthal−Zellerfeld

(OBA) für bergtechnischeDetails.
Einen positiven Planfeststel−

lungsbeschluß offenbar vorausset−
zend,erhält das geplante Atom−

müllgrab umgehendpolitisches
Gewicht: 1983 verkündet der Ent−

sorgungsbericht des Bundes, daß
das "Bundesendlager? Konrad 1988
in Betrieb gehen könne. Und schon
im November 1981 − also vor An−

tragstellung − nennen die Betreiber
des Atomkraftwerks Grafenrhein−
feld die Grubeals eine Option,

zukünftig den Müll des Kraftwerks
zu entsorgen.

Basteln am Plan

Ungeachtet dieser Vorschußlorbee−
ren gleichen die ersten Antragsak−

ten eher einem vorsichtigen "Ver−

suchsballon?, denn ausgefeilten
Plan−Unterlagen. Unzufrieden mit
Anlauf Nummereins, fordern die
Fachbeamten der CDU−geführten
Niedersächsischen Landesregierung
zahlreiche Nachbesserungendes
Plans. Die PTB startet ein umfang−
reiches Standorterkundungspro−
gramm,vermißt, bohrt und gräbt in
der Schachtanlage und teilt Nieder−
sachsen mit, daß 1985 vollständige
Unterlagen eingehensollen. Erst ein
Jahr später hält die zuständige Lan−
desbehörde− inzwischen das Nie−
dersächsische Umweltministerium −

die Akten für so weit komplett, daß
nunmehr Plan−Version 9/86 über 70
Behörden und Naturschutzverbän−
den zur Stellungnahme vorgelegt
werdenkann. Zügig soll die öffent−
liche Plan−Präsentation folgen.

Last der Beweislast nicht

gewachsen

Doch daraus wird nichts: Im März
1987 verlangt der TÜV weitere
Daten und der geowissenschaftliche
Gutachter NLfB legt dringend zu−
sätzliche Berechnungenzur Lang−
zeitsicherheit nahe. Den eigentli−
chen Paukenschlag setzen drei Gut−

achter−Büros, die − beauftragt von
der Stadt Salzgitter − im Sommer
1937 ihre bitteren Bilanzen vorstel−
len. Allen voran das Kieler Inge−
nieurbüro Pieles & Gronemeier, das
selbst der überarbeiteten Plan−Aus−

gabe nicht einmal das "Niveau einer

geologischen Diplomarbeit? be−

scheinigt. Bei der Prüfung der Zah−
len etwasei es oft kaum möglich,
zwischen exakten Daten und blo−
ßen Annahmenzu unterscheiden.

Vorsichtiger äußert sich das Frank−
furter Battelle−Institut. Zumindest
bei der Störfallanalyse müsse die
PTB ?nachsitzen?. Gravierende
Schwächenlegt die Gruppe Ökolo−

gie Hannover (GÖK) offen. Die

Langzeitsicherheit, das heißt, daß

die strahlendenStoffe dauerhaft
von der Biosphäre ferngehalten
werden, habe die Braunschweiger
PTB nicht nachweisen können. Ein
wesentlicher Grund: Die Sicherheits−

analyse simuliere mit Hilfe schwieri−

ger Computerprogramme,wiesich

Radionuklide mit dem Grundwasser
aus dem Endlagerin die Umwelt
ausbreiteten und errechne daraus

schließlich die Strahlenbelastung
von künftig lebenden Menschen.
Seit langemsei jedoch − so die
Wissenschaftler der GÖK − unter
Fachleuten umstritten, inwieweit
sich komplexe natürliche Vorgänge,
die zudem weit in der Zukunft

lägen, überhaupt exakt simulieren
ließen.

Die GÖK moniert weiter: Zwar
hielten die Vertreter der PTBselbst
zeitlich weit vorgreifende Simula−
tionen für Lesen im Kaffeesatz,
aber die Voraussage deshalb
schlicht auf 10 000 Jahre zu be−

grenzen,sei unlogisch: Ein − aus

geologischer Perspektive geradezu
lächerlich − kurzer Prognosezeit−
raum garantiere eben auch keine
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Sicherheit. Kritik, die auch die Ge−

nehmigungsbehördeäußert.
Die PTB weist die Angriffe zu−

rück. Den externen Gutachtern
stünde − anders als den ?fachkundi−
gen? Gutachtern der Genehmi−

gungsbehörde− lediglich ein Bruch−
teil des Materials zur Verfügung.
Weitere 10 000 Seiten "ergänzende
und erläuternde Unterlagen? habe
manin der Hinterhand,allerdings
blieben diese Fakten der Behörde
vorbehalten.

Gewogenundfür zu leicht
befunden

Trotz dieser Materialfülle schickt
das Niedersächsische Umweltmini−
sterium, in Abstimmung mit den
Gutachtern des Hauses, eine Män−
gelliste nach Braunschweig. Vom
Verfahrensmarathon ungestört,
kauft der Bund im Dezember 1987
die Schachtanlage Konrad von den
Stahlwerken Peine−Salzgitter. Preis:
84 Millionen Mark. Bedingung:ein
positiver Planfeststellungsbeschluß.

Im Frühjahr 1989 reicht die PTB
Plan 9/86 in der Fassung 3/89 ein.
Das Umweltministerium bestätigt
die Auslegungsreife und bereitet −
sieben Jahre nach Antragstellung−
die öffentliche Bekanntmachung
vor. Dann überschlagensich die

A N Ereignisse: Anfang Mai hat die
Shr . regionale Presse das Vorhaben

: Erörterungstermin
2

S | Schacht Konrad
bereits angekün−) = || digt, als am 16. Mai ein Telefonan−

Se & ruf von Ministerpräsident Albrecht
Prüfun den Elan seiner Beamten im Um−|

 Planfeststellungsbehörde
|

 weltministerium jäh stoppt. Die
7 SemSIERT Auslegung desPlanssei auf Eis zu

; Planfeststellungsbeschluß legen, da der Verzicht auf die in−
ländische Wiederaufarbeitung im
oberpfälzischen Wackersdorf und

Ablehnung

der daraus folgende Bedeutungs−
zuwachs der Wiederaufarbeitung

Klage Klage .

dend verändert habe. Albrecht
weiß: das Exportgut gleicht einem

Bumerang,der irgendwann zurück−
kommt− nur brisanterals vorher−,
denn die Wiederaufarbeitung ver−

größert das Volumen des Mülls um
ein Vielfaches.

im Auslanddie Situation entschei−

Zeichnung: Brodde/Liß
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Der Bund soll − so fordert der Mini−

sterpräsident − garantieren, daß
nur bundesdeutscher Atommüll ins

Endlager Konrad gelange. Und da
dem ehemaligen Bergwerk nun
"eine noch zentralere Bedeutung
für die nukleare Entsorgung in der

Bundesrepublik? zukomme,ver−

langt Finanzministerin Birgit Breuel

gleich noch Ausgleichszahlungen
des Bundesfür Salzgitter. Alleinge−
lassen mit dem Kehricht der Atom−

industrie, befürchtet ihr Landesherr
zudem Tumulte. Die Landtagswahl
im Mai 1990 wohl im Auge,ver−
sucht Albrecht Bund und Länder auf
eine gemeinsame Haltung zur letz−
ten Ruhestätte für schwach− und
mittelradioaktiven Müll im Süd−
osten Niedersachsensfestzulegen.
Ein Staatssekretärsausschuß, so
beschließt die Konferenz der Mini−

sterpräsidenten im Oktober 1989,
solle die mittlerweile zehn Jahre
alten Entsorgungsgrundsätze über−
arbeiten. Bis Mitte 1990 sei ein
Bericht vorzulegen.

Im Juni 1989 novelliert der Bund
die Strahlenschutzverordnung. Das
Bundesamtfür Strahlenschutz (BfS)
− seit kurzem Nachfolger der PTB
und zuständig für Nukleare Entsor−

gung − muß daraufhin sämtliche

Dosisbelastungen in den Konrad−

Unterlagen neu berechnenund prä−
sentiert Plan 9/86 in der Version
4/90 − bislang die Fassungletzter
Hand.

Kurswechselin Niedersachsen

Der Rapport des Staatssekretärsaus−
schusses läßt auf sich warten. Im
Mai 1990 verliert Ernst Albrecht die
Wahl in Niedersachsen.Fortan re−

giert in Hannovereine rot−grüne
Koalition, geführt von Ministerprä−
sident Gerhard Schröder. Umwelt−
ministerin wird die parteilose Moni−
ka Griefahn. Eine Wochevor der

Amtsübergabe werden im Umwelt−
ministerium noch schnell Tatsachen

geschaffen. Am 15. Juni − kaum
zwei Monate nach Eingehender ge−
flickten Planunterlagen 4/90− teilt
die Hannoveraner Genehmigungs−
behörde dem BfS mit, der Plan sei

auslegungsreif. Die
Öffentlichkeitsbe−

teiligung könne

beginnen. u
Am 27. Juni

meldet Landeschef
Gerhard Schröder
in seiner Regie−
rungserklärung
schwere Zweifel an
der Sicherheit des

Endlagers Konrad
an. Weitere Prü−

fungenseien nötig. .
Doch die Zeiten
habensich geän−
dert. Andersals bei
der Regierung
Albrecht drängt
der Bund − ohnedie
fachlichen Be−
denkenzür Kennt−
nis zu nehmen−
auf Auslegung des
Plans. Selbst als am
ersten August 1990
das Gesetz zur Um−

weltverträglich−
keitsprüfung (UVP)
in Kraft tritt, das
die objektive Er−

mittlung und Be−

wertung der Um−

weltfolgen eines

Projektes zwingend
vorschreibt, ver− u
weist das BfS in

Salzgitter lapidar
auf die vorhande−

nen Unterlagen.
"Verstreut? sei in
denAktenalles
enthalten. Das
Umweltministeri−

30.10.1982

Erste bundesweite Demo
gegen Schacht Konrad.
8000 Menschen kommen
zur Kundgebungin Salz−
gitter−Lebenstedt.

11.05.1986
Nach der Katastrophein

Tschernobylziehen 2000
Menschen von Gorleben
nach Salzgitter−Blecken−
stedt.

12.04.1987
Erster ökumenischer
Gottesdienst am Schacht
mit etwa 600Beteilig−
ten. Mahnwachen,
Besetzungen und
weitere Gottesdienste

folgen.

?19.08.1987
Gründungsversammlung
der AG Schacht Konrad
in Vechelde. Die Gruppe
vereint den Widerstand
von Bürgerinitiativen,
Umweltverbänden und

Friedensgruppen mit
dem von Gewerkschaf−

ten, Parteien, Kirchen,
Landvolk, Kommunen
und Städten.

10 / 1987

Die Gemeinde Vechelde
stellt eine bei der GÖK in
Auftrag gegebeneTrans−

portstudie vor, die be−

legt, daß die dortige Be−

völkerung durch Unfälle
stark gefährdetist.

Chronik des Widerstands (Eine Auswahl)

11 / 1987
ÖTV Niedersachsenfor−
dert den Abbruch des

Planfeststellungsverfah−
rens.

1/2 1988

DGB−, IG Metall Kreis
Salzgitter, Landvolk,
KreisverbändeSalzgitter
und Peine sprechensich

gegen Konradaus.

4 / 1988

Der Vechelder Gemein−
derat beschließt − als
erstes kommunalesGre−
mium − eine Resolution

gegen Konrad.

28.04.1990
Lokale Transportkonfe−
renz in Vechelde. Trans−

portrisiken sollen Teil
des Plan−Verfahrens
werden. 20 Kommunen
von Braunschweig bis

Marburg nehmenteil.

25.05.1991

Auftaktkundgebung zur

Einwendungskampagne
in SZ−Bleckenstedt.

Synode der Braun−

schweiger Landeskirche
faßt Beschluß gegen
Schacht Konrad.

13.07.1991

Einwendungslawine rollt
nach Hannover. Über
250 000 Unterschriften
werden an Monika
Griefahn übergeben.

um bemängelt weiterhin, daß Fra−

gen derLangzeitsicherheit und der

Transportrisiken nicht als gelöst zu
betrachtenseien. Der Streit um den
Auftakt der Öffentlichkeitsbeteili−
gungspitzt sich Ende 1990 zu. Zwar
ist die Rechtslage eindeutig: die

Planunterlagen sind noch nichtvoll−

ständig und dürfen nicht ausgelegt
werden, doch der Bundesumweltmi−
nister drückt nun die Auslegung des
lückenhaften Plans mit Macht
durch. Inzwischen hat Niedersach−
sen − bezahlt vom Bund − ein UVP−

Gutachtenbei der Deutschen Pro−

jekt Union, einem Ingenieurbüro
aus Essen, in Auftrag gegeben. Of−
fenbar sehendie Bonner− zumin−
dest in diesem Punkt− seit jüngstem
auch Versäumnisse.

Freie Bahn per Weisung

Am 24. Januar 1991 weist Bundes−

umweltminister Töpfer das Land
Niedersachsen nachArtikel 85 Ab−

satz 3 des Grundgesetzesan, das

11
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Konfliktum Konrad

Seit Mai 1990 regiert in Niedersachsen fahrens im Galopp zu nehmen. Dabei
eine rot−grüne Koalition. Die Koali− nutzt der Bund seine Machtgleich drei−

tionsvereinbarung sieht den Ausstieg fach aus: Über das Bundesamtfür Strah−
aus der Atomenergie vor. Durch den lenschutz ist er sowohl Antragsteller im
Kurswechselder Niedersachsen ver− Verfahren, als auch späterer Betreiber des

schreckt, versucht Bundesumweltmini− Endlagers. Und obendreinist der Bund in
ster Töpfer nun, die Hürden des Ver− Fragen des Atomrechts gegenüber der

niedersächsischen Landesregierung
weisungsbefugt, das heißt − ob

rechtmäßig odernicht− stets hat Bonn
das letzte Wort. Mit dem Zwangsmittel
der Weisung hat der Bundesumwelt−
minister mehrfach begründete Beden−
ken des Landes zurückgewiesen.

Konfliktpunkte: Niedersachsen contra Bundesregierung

NIEDERSACHSEN BUNDESREGIERUNG

Planunterlagensind unvollständig, da
* vorgeschriebene Umweltverträglich−

keitsprüfung fehlt,
« keine alternativen Standorte unter−

sucht wordensind.

Planunterlagensind vollständig, da
«e Auswirkungen auf Umwelt verstreut

enthalten sind
« Prüfung eines Standortesausreicht.

Risiken durch Atomtransporte müssen
betrachtet werden.

Transporte sind nicht Teil des Verfahrens.

Die Frage der Langzeitsicherheit muß
weiter untersucht werden.
Ein grob verkürzter Prognosezeitraum
garantiert keine Sicherheit. Die Methodik
des Nachweises ist fragwürdig.

Langzeitsicherheitist belegt, da ausrei−
chende Nachweise vorgelegt wurden. Eine

Sicherheitsvoraussageist für längeren
Zeitraum unzuverlässig und deshalb
zeitlich begrenzt.

Zuverlässige Kontrolle im Ausland wird

sichergestellt.

Kontrolle des im Ausland ?"verpackten?
Mülls ist zur Zeit unsicher, ob Inhalt und

Deklarationspapiere übereinstimmen,ist
zweifelhaft.

Auslegung derPlanunterlagen und

Erörterung der Einwendungenfinden
verfrühtstatt.
Die Termine wurden durch Weisung
erzwungen.
Eine sachgerechte Prüfung warnicht

vollständig möglich. Der Rechtsanspruch
auf substantielle Erörterungstehtin Frage.

Die Erörterung der Einwendungenist
aktuell möglich, da der Termin in erster
Linie der Erläuterung der Bürgerbedenken
dient.M
U
M
M
M

Stellen öffentlich zur Einsichtnahme
aus. Die Resonanzist gewaltig:
290 000 Einwendungenzeigen
deutlich die gemischten Gefühle der

Bürgerinnen und Bürger.Zeit, diese
beredten Zeugen von Bedenken

sachgerecht zu prüfen, läßt Töpfer
nicht. Am 2. April 1992 weist der
Bundesumweltminister das Land
Niedersachsen an, den Erörterungs−
termin bis zum 28. Septemberzu
starten. Zum zweiten Mal verschafft
er sich per Weisung freie Bahn für
ein Atom−Endlager.

Verfahren fortzuführen und das
Vorhabenöffentlich bekanntzuma−
chen. Monika Griefahn ersucht
Rechtsschutz gegen die Weisung
beim Bundesverwaltungsgericht.
Die Anweisung sei rechtswidrig, da
der Bund sie erteilt habe, obwohl er
selbst − in Gestalt des Bundesamtes
für Strahlenschutz − Antragsteller in
dem atomrechtlichen Verfahrensei.
Der Bund zwinge das Land zu ei−
nem Handeln, das den Bund begün−
stige, den Interessen der Bürgerje−
doch zuwiderlaufe. Töpfer zieht

darauf vor das Bundesverfassungs−
gericht in Karlsruhe, dessen Richter
am 10. April 1991 entscheiden, daß
Niedersachsen sich dem Druck

beugen müsse.

Unabhängig von der Rechtmä−

Bigkeit des Inhalts einer Weisung
habe dasin Bundesauftragsverwal−
tung handelnde Land Niedersach−
sen die erteilte Weisung zu befol−

gen. So geschieht es. Zwei Monate,
vom 16. Mai bis zum 15. Juli 1991,
liegen die Planunterlagen im Um−
weltministerium und vier weiteren
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Mehrals 250 000 Einwendungen gegenSchacht Konradladen Trakto−
ren Mitte Juli 1991 in Hannover ab. Beredte Zeugen von Ängsten und

Besorgnissen, die Politiker aller Parteien ernstnehmensollten. Die

Auswertung zeigt, daß vor allem Langzeitsicherheit und Umweltaus−

wirkungen des geplanten Endlagers, Risiken von Atomtransporten
und nicht zuletzt der Ruf der Region als Atommüllkippe den Men−
schen Sorgenbereiten.

Eine Lawine besonderer Art rollt sönlich gekommen, um ihre Unter− lesenist. Die Belegschaft des MAN−
am 13. Juli 1991 nach Hannover: Ein schriften gegen die geplante Atom− Werks Salzgitter fährt ein gelb
Konvoiaus 54 Traktorenliefert mülldeponie ?Konrad? bei Monika lackiertes Auto vor, das mit Unter−
250 000 Einwendungen vor dem Griefahn abzugeben.Auf derFrei− schriften übersät ist. Und sogar eine
Niedersächsischen Umweltministe− treppe des Ministeriums überrei− mit NamenverseheneToiletten−
rium in der Archivstraße ab. Um− chen Beschäftigte der Verkehrsbe− schüssel trägt die Bedenken der

weltschützer, Gewerkschafter, triebe Salzgitter ein Stück Schiene, Menschenvor. Konrad solle sich

Landvolk, Künstler, Kirchenleute auf dem "Ich will nicht, daß auf mir nicht zum "Atomklo Europas?
und Kommunalpolitiker sind per− Atommüll transportiert wird? zu wandeln, lautet die symbolische

Papierlawine überrollt Hannover: Über 250 000 Unterschriften gegen Konrad überreichten Bürgerinnen und Bürgerim Juli 1991 vor

dem Umweltministerium.
Foto: Niedersächsisches Umweltministerium
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Botschaft. Zwei Tage später, am
Ende der zweimonatigen Abgabe−
frist für Einwendungen, beginnen
die Beamten des Umweltministeri−
ums, die Unterschriften zu zählen.
Exaktes Ergebnis: 289 388 Signatu−
ren. Der weitaus größte Teil findet
sich auf Sammeleinwendungen. Das
sind − meist von Umweltverbänden,
Bürgerinitiativen und Vereinen ent−
worfene − Texte, die eine Reihe von

Bürgerinnen und Bürgern unter−
zeichnet haben. Knapp 10 000 Ein−

wendungengingenperPostein.

Rund 3 600 dieser Schreiben tragen
die persönliche Handschrift ihrer
Absender und entfalten die unter−
schiedlichsten Argumente.Allein
diese Einzeleinwendungenfüllen 15
Aktenordner.

Penibel schreiben die Mitarbeite−
rinnen und Mitarbeiter des Um−
weltministeriums Namen und
Adresse von jeder− rechtzeitig ein−

gegangenen− Einwendungab.
Dennklagen kann im Nachhinein
nur, wer fristgerecht Einwendun−

gen erhobenhat. Wichtiger aber:

Projekt auf dem Prüfstand

Dem Staat ein Zeichen setzen: Kirchenleute,
Kommunalpolitiker und Umweltschützer

drängtensich, um ihre Argumente gegen
das geplante Endlager vorzutragen.

Foto: Niedersächsisches Umweltministerium

Die Einwendungengeltenals Ein−
trittskarte für den Erörterungster−
min, der nach atomrechtlichen Ver−
fahrensvorschriften nichtöffentlich
ist. Für die systematische Auswer−

tung der vorgebrachten Argumente
allerdings anonymisieren die Beam−
ten die Einsprüche der Bürger. Der
Datenschutz bleibt gewahrt.

Es dauert Monate,bis die mühe−
volle Arbeit des Numerierens, Sor−
tierens und Klassifizierens getan ist.

Einwendungen,die auf Fässern,
Türen oderT−Shirts, besonders
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Zeichnung. Brodde/Liß

phantasievoll gestaltet sind, reisen
ab Februar ?92 als Wanderausstel−

lung durch die Region.

Starker Widerspruch aus der

Region

Gerade die Kommunen,die im

Dunstkreis einer möglichen Atom−

müllkippe liegend, um Ansehen und
wirtschaftliche Zukunft fürchten,
beweisensichals starke Fraktion:
Waschkörbeweise Einwendungen,

untermauert mit wissenschaftlichen

Expertisen und Rechtsgutachten,
kommenaus denStädtenSalzgitter,

Braunschweig, Wolfenbüttel und

Hannover, den GemeindenLie−

benburg, Vechelde, Lahstedt,Ilsede,

Calberlah, Wendeburg und Baddek−

kenstedt sowie dem Landkreis Pei−

ne. Den Rekord hält Braunschweig
mit rund 28 000 Unterschriften,
dicht gefolgt von Salzgitter mit nur
tausend Signaturen weniger. Die
Gemeinde Vechelde mobilisiert

mehr als die Hälfte ihrer 15 000

Einwohner: Rund 7900 Unterschrif−
ten zeugen vom Widerstand. Aber
auch Menschenaus anderenTeilen
Deutschlands ziehen die Eignung
von Schacht Konradals Endlagerin
Zweifel: Die Postleitzahlen auf den
Absendernder Schreiben ziehen
eine Spur vom nördlichen Hamburg
ins südliche Rosenheim. Aus den
neuen Bundesländern gehen vor
allem Einsprüche aus Sachsen−An−

halt, meist aus Magdeburg oder

Ascherslebenein. Sogar aus der
australischen Stadt Melbourne
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erreichen zwei Einwendungen
Hannover.

Zahlreiche Vereine, Kirchen−
?

kreise, Jugendverbände,politische
Gruppierungen,Betriebsräte − sogar
ganze Betriebsbelegschaften haben

Einwendungenerhoben. Die AG
Schacht Konrad, die den Bürgerpro−
test bündelt, präsentiert 70 000, der
Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland 21 000 Einsprüche. Die

Umweltorganisation Greenpeace,
die ihren Einwendungstext sogar
international inseriert, liefert
33 000 unterschriebeneZeitungs−
ausschnitte, die im Ministerium
immerhin 16 Kartonsfüllen.

Kronzeugen gegen Konrad

Nebenderreinen Auszählunggilt
es vor allem, die vorgebrachtenAr−

gumente zu dokumentieren. Nach
erster Lektüre der Schreiben ent−
wickeln die Beamtenein Raster von
rund 200 Sachgebieten, um der
Fülle der Aspekte Herr zu werden.

Angefangen von Verfahrensfragen
− etwa zum Atomgesetz oder zur
Strahlenschutzverordnung− bis zu
ethischen Fragen− beispielsweise
der Verantwortung für künftige
Generationen− läßt sich so jedes
Detail erfassen. Im nächstenSchritt
fassen die Fachleute des Hauses die
Kontra−Konrad−Gründe wieder zu−
sammen.Es bleibt ein sogenanntes
Konzentrat: hunderte vonSeitenin
zwei dicken Ordnern.

Vonrüdebis ratlos − Gemischte
Gefühle

Der Ton der Einwendungenreicht
von harsch bis höflich, von ironisch
bis bitterernst, von sehr privat bis
betont sachlich.

Da schreibt einer:

u
"Insgesamtist das Verhalten
der für die Erstellung dieses
Plans zuständigen Behörden

"7 von einer erschreckenden

Gleichgültigkeit und Menschen−

verachtung geprägt. Dies zeigt

die Auseinandersetzung mit
den Sicherheitsfragen deutlich?.

Ein anderer:

u "Meinen Kindern und Enkeln
möchteich eine unverstrahlte
Zukunft bieten − ohneStrahlen−

ei verseuchung?.

Zwar nur zwei Exempelfür die

Stimmungslage in der Bevölkerung−
doch geradein derZeit der Politik−
verdrossenheit seien, wie Monika
Griefahn sagt, Politikeraller Partei−
en gut beraten, auch diese − eher
emotionalen − Einwürfe ernst zu
nehmen.

Nicht nur bange Ahnungensind
es, die in den Köpfen der Bürger
nisten. Unterstützt von Gutachtern
und Rechtsanwältenstellen sich die
Einwenderder wissenschaftlichen

Auseinandersetzung um Konrad. Da

geht es um unzureichende Wetter−
daten des Standortes, die verharm−
losend dargestellte radiologische
Grundbelastung der Grube oderdie

Störfallanalyse, die einige Zwischen−
fälle − kaum begründet− schlicht als
Restrisiko einstuft. Die Einwender
erweisensich als gut informiert,
ihre Einsprücheals außergewöhn−
lich fundiert.

Hitliste der Argumente

Der TÜV Hannover/Sachsen−Anhalt
erfaßt im Auftrag des Niedersächsi−
schen Umweltministeriums, wo die
thematischen Schwerpunkte der

Gegenstimmenliegen.

Die Auszählung führt zu folgenden
Top Ten:

1.Auswirkungenauf Eigentum,
Arbeitsmarkt, Industrie, Land−

wirtschaft, Fremdenverkehr

2.Grundgesetz, Atomgesetz,
Strahlenschutzverordnung

3.Transportrisiken

4.Unvollständige Planunterlagen

Projekt auf dem Prüfstand

5.Zweifel an der Langzeitsicher−
heit

6.Wirkungkleiner Strahlendosen

7.Soziologische Folgen/Ethik/Moral

8.Synergismen (Wechselwirkungen
mit schon bestehendenBela−

stungen)

9. Unfälle/Gefährdungspotential/
Restrisiko

10.Kernenergie−Nutzung allgemein

Weitere Rennersind die fehlende

Umweltverträglichkeitsprüfung,ra−
dioaktive Stoffe, die mit Abwetter
und Abwasser in die Umwelt ent−
weichen oder die ungesicherte Kon−
trolle der im Ausland "verpackten?
Abfälle, die in Konrad lagernsollen.
Mauerblümchenbleibenspezielle
Rechtsfragen etwa zum Berg− und

Tiefspeicherrecht, Wasser− oder
Immissonsschutzrecht.

Kern−Fragen

GeradederSpitzenreiter unter den

Einwendungenzeigt die Betroffen−
heit der Menschenin der Region:

* Landwirte fürchten, daß ihre Pro−
dukte in Verruf geraten, Milch und
Rübennicht mehr gekauft werden,
wennein Atommüll−Endlagerin un−
mittelbarer Nachbarschaft in Be−
trieb geht. Schonjetzt fielen die
Bodenpreise, seien Höfe unter Wert
verkauft worden. Touristen würden

abgeschreckt. Betriebsbelegschaf−
ten sorgensich um ihre Arbeitsplät−
ze, sollte es auf dem Gelände der

Schachtanlage zu einem Störfall
kommen.

Zahlreiche Einwendersehenihre
Grundrechte auf Leben, körperliche
Unversehrtheit und Eigentum ver−
letzt, zudemseien die Grenzwerte
der Strahlenschutzverordnung rein
willkürlich − und zu hoch− festge−
legt.

Daß die Plan−Unterlagen die

Transporte radioaktiver Abfälle zur

Schachtanlage ausklammerten,
billigt kaum einer der Einwender.



Projekt auf dem Prüfstand

Selbst für den Betriebsablauf wich−

tige Fragen, etwa wieviele Abfall−

gebinde mit welchem Verkehrsmit−
tel transportiert würden,blieben

ungeklärt. Zudem sei die Verkehrs−

anbindung Konrads nur mangelhaft
beschrieben. Immer wieder weisen
die an der Transportstreckeliegen−
den Gemeinden auf Gefahren von

Transport−Unfällen hin. Die zweite
Unfall−Variante fordert ebenfalls
das Veto der Einwenderheraus. Sie

schreiben: Auch Unfälle im Endla−

ger seien möglich, etwa "durch

große Wassereinbrüche, hohe Wär−

meentwicklung(...), Konstruktions−

und Bedienungsfehler, menschli−

ches und technisches Versagen?.
Katastrophenschutzplänefehl−

ten indes. Ebenso wie eine eigen−
ständige Umweltverträglichkeits−
prüfung. Die unvollständigen Plan−

Unterlagenstellen − so ergibt die

Sichtung der Texte − einen beson−
derenStein des Anstoßes dar.

Viele Menschenbezweifeln, daß
sich radioaktive Abfälle − auch in
1.000 MeterTiefe − auf alle Zeiten
von der Biosphäre fernhaltenlies−
sen. Die Langzeitsicherheit des ge−
planten Endlagerssei nicht nachge−
wiesen. Mißtrauisch stimmen die
Einwendervor allem die mathema−
tischen Modellrechnungen,die den

Sicherheitsaussagen zugrundelie−
gen. Fazit: Der Nachweis sei metho−

disch unzulänglich, die Datenbasis
unzureichend.

Ängste und Sorgen
ernst nehmen

Allzu nachlässig werde− so der Pro−
test − auch mit Wirkung radioakti−
ver Niedrigstrahlung umgegangen.
Wissenschaftlichen Erkenntnissen

zufolge gebe es generell keine

ungefährliche Strahlung. Ein beson−
deres Anliegen der Bürgerläßt sich
wie folgt beschreiben: Vergeßt
Moral und Ethos nicht, nehmt auch

Ängste ernst! Bei aller trockenen
Theorie müßten auch Fragen der

Verantwortung für künftige Gene−
rationen oderdie ständige Angst
um die Gesundheit der Kinder eine
Rolle bei der Entscheidung Für oder

Gegen Konradspielen. Ein Fragezei−
chen setzen die Menschenin der

Region über das Thema der soge−
nannten Synergismen: Niemand

. wisse, ob sich nicht die gesundheits−
schädliche Wirkung derradioakti−
ven Belastung durch die ohnehin
schon verhandeneSchadstoffbela−

stung dieser industrialisierten

Gegend nochsteigere. Schließlich
findet auch derStreit um die

Nutzung der Kernenergie generell
seinen Widerhall in den Einwendun−

gen. Spätestensseit Tschernobylsei

klar, welche Risiken diese Großtech−
nik berge. Die Politik des Bundes,
weiter auf Atomstrom zu setzen,
sei unverantwortlich.

Sicher ist nach Lektüre derEin−

wendungeneines: Die vorgebrach−
ten Argumentebieten ausreichend
Zündstoff für den Erörterungster−
min, der ab 25. September 1992 in

Salzgitter−Lebenstedt stattfindet.



DIE MISERE MIT DEM MÜLL

?Dennsie wissen nicht wohin?− diese simple Formel beschreibt das
Problem aller Nationen mit strahlendem Müll: weltweit herrscht der
akute Entsorgungsnotstand. Doch unbeirrt wird weiter Atommüll
produziert. Dabei hinterläßt die Wiederaufarbeitung von ausgedien−
ten Brennstäbenerheblich mehr Müll, als ohne dieses chemische Ver−
fahren anfiele. Und immer noch leugnen die Profiteure des Atomge−
schäfts, daß der Transport ihrer heißen Fracht die Bevölkerung
gefährdet.

Kein vernünftiger Mensch finge an−

gesichts einer überfließenden Bade−
wannean, den Fußboden aufzuwi−

schen, anstatt den Wasserhahn zu−
zudrehen. Doch das Problem der
verharmlosend ?Entsorgung? ge−
nannten Endlagerung radioaktiver
Abfälle behandeln die Verantwort−
lichen nahezu überall in dieser Wei−
se: die Atommeiler laufen weiter
unddie strahlende Hinterlassen−
schaft wächst, obwohl es weltweit
nicht eine Endlagerstätte für hoch−
radioaktiven Atommüll gibt. Und
ein unterirdisches Endlager für
schwach− bis mittelradioaktive
Abfälle existiert einzig in Schwe−
den. Eine ?versuchsweise? Endlage−
rung gab es in Deutschland in den

siebziger Jahren: Damals lagerte
der Bund − zwar "auf Probe?, aber
dennochnicht rückholbar − 40 000
Kubikmeter schwach− und mittelra−
dioaktive Abfälle im Kalisalzberg−
werk AsseIl bei Wolfenbüttelein.
Seit 1978 ist die Deponie geschlos−
sen.

Der sogenannte Brennstoffkreis−
lauf ist in Wirklichkeit eine Spirale −

der Kehricht der Atomindustrie fällt
schon bei Uranabbau und −verarbei−

tung an, dann beim Betrieb der
weltweit über 400 Atomkraftwerke
und schließlich bei der Wiederauf−

arbeitung abgebrannten Reaktor−
brennstoffs. Hierzulande hat der

Atommüllberg mittlerweile ein
Volumen von über 50 000 Kubik−
metern erreicht. Und jedes Jahr
wächst diese Halde um weitere
7 000 Kubikmeter− mehr, als in 200
randvoll gepackte Güterwaggons
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Das GebotderWiederaufarbeitung

Die Geburtsstunde des Deutschen Atom−
gesetzes schlug 1958. Die öffentliche
Debatte um die Entsorgung von aus−

gedienten Brennelementen führte 1976
zu Paragraph 9 a: Dieser Gesetzesbau−
stein schreibt den Betreibern von Atom−
kraftwerken vor, ihre radioaktiven Ab−
fälle entwederschadlos zu verwerten
oder geordnet zu beseitigen, anders gesagt den Atommüll wieder−
aufzuarbeiten oder direkt endzulagern. Den Vorzug gibt das Gesetz
der ersten Variante. Schritt zwei, Bau und Betrieb von Endlagern,ist
Sache des Bundes. Derzeit plant der Bundesumweltminister eine
Gesetzes−Novelle, die diese Aufgabein private Händelegensoll.
Damit entledigt sich der Staat einer unliebsamen Pflicht.

− Auszug aus dem Atomgesetz−

8 9a

Verwertung radioaktiver Reststoffe und Beseitigung
radioaktiver Abfälle

(1) Wer Anlagen, in denen mit vertretbar oder mit den in
Kernbrennstoffen umgegangen 8 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten
wird, errichtet, betreibt, sonst inne− Zwecken unvereinbar ist, als

hat, wesentlich verändert,stillegt radioaktive Abfälle geordnet
oder beseitigt, außerhalb solcher beseitigt werden.

Anlagen mit radioaktiven Stoffen

umgeht oder Anlagen zur Erzeu− (2)...
gungionisierender Strahlen be−
treibt, hat dafür zu sorgen, daß (3) Die Länder haben Landes−
anfallende radioaktive Reststoffe sammelstellen für die Zwischenlage−
sowie ausgebaute oder abgebaute rung derin ihrem Gebiet angefalle−
radioaktive Anlagenteile nen radioaktiven Abfälle, der Bund
1. denin 8 1 Nr2 bis 4 bezeichne− hat Anlagen zur Sicherstellung und

ten Zweckenentsprechend zur Endlagerungradioaktiver Abfälle
schadlos verwertet werden oder, einzurichten. Sie könnensich zurEr−
soweit dies nach dem Stand von füllung ihrer Pflichten Dritter bedie−
Wissenschaft und Technik nicht nen.

möglich, wirtschaftlich nicht



Die Misere mit dem Müll

paßt. Ab 1994 kommennochdie
Abfälle aus der Wiederaufarbeitung
im Ausland dazu − bis zum Jahr
2000 rund 65 000 Kubikmeter.

Bisher wird der Atommüll zwi−

schengelagert: auf dem Reaktorge−
lände selbst, in den Kernforschungs−
einrichtungen Karlsruhe und Jülich
sowie in einigen Landessammelstel−
len und im Zwischenlager Gorleben
in Niedersachsen. Ausgediente
Brennelemente,die nicht zur Wie−

deraufarbeitung im Ausland wan−
dern, finden in Ahaus Platz und
sollen künftig auch in Gorleben

zwischengelagert werden. Sicher
ist: Die Kapazität der Zwischenlager
wird in wenigenJahren erschöpft

sein. Es herrscht akuter Atommüll−
notstand, die Situation verschlim−
mert sich zu−sehends. Deshalb ver−
fällt die für die *Entsorgung?
zuständige Bundesregierung nun−
mehr auf zweifelhafte Lösungen.

In dem ehemaligen Bergwerk
bei Morsleben in Sachsen−Anhalt
darf seit kurzem wieder schwach
strahlender Abfall, vor allem aus
den neuen Bundesländern, vergra−
ben werden − ohne das vom Gesetz

vorgeschriebene Verfahren mit

Öffentlichkeitsbeteiligung. Grund−
lage ist eine Betriebsgenehmigung
aus DDR−Zeiten, zur Rechtfertigung
dienen mangelhafte Sicherheitsana−

Iysen. Zunächst gilt dieser Persil−

schein − vom Bundesumweltminister

gepriesen als ?positives Ergebnis
der deutschen Einheit? − bis ins
Jahr 2000.

Verwirrspiel um Schacht Konrad

Fachleute trennen radioaktive Ab−
fälle anhand ihres Aktivitätsinven−
tars. Es errechnet sich aus der Zahl
der pro Sekundezerfallenden
Atome und wird in Becquerel
gemessen. Zur Unterscheidung rei−
chendrei Kategorien: Hochaktiv−
etwa ein abgebranntes Brennele−
ment−, mittelaktiv und schwach−
aktiv. Zu den beidenletzteren

Der Traum vom Rohstoff aus dem Strahlenmüll wurde zum Alptraum

Bae \aas
1 300 Megawait−Reaktor

(z.B. Biblis)

Der Transuran−
und Spaltproduktanteil

wird eingedampft,
verglast und in Behälter

gegossen
y
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1,48 Tonnen hochradioaktiver,
wärmeentwickelnderAbfall.

Weltweit kein Endlager verfügbar

Wiederaufarbeitung im Überblick

2aeBean
einen

y
96,4 % Uran−238 3,6 % Uran−235

32,71 Tonnen
? Uran−238

0,16 Tonnen

Auflösen derzerteilten
Brennstäbe in siedender

Salpetersäure

BEiEDDD2Ed23dyuddnyudzrnnD
ee
aan
Seesen

0,37 Tonnen
Plutonium, verwertbarfür
Mischoxid− Brennelemente

Uran−236

in

Es entweichen
age

Spalt−
» _Pprodukte (z?

Tritium), sie enthalten rund 1%

Nachzweibisdrei Jahren Ahbrand entstehendaraus:
14 Tonnen

nicht wärmeentwickelnder
radioaktiver Abfall

aus dem Hüllenmaterial

(löst sich im Säurebadnicht auf,
wird mechanisch abgetrennt)

Mögliches Endlager:
Schacht Konrad in Niedersachsen

(bisher nicht genehmigt)

yein
Teil gelangt− genehmigt− in

die Atmosphäre
Jod, Krypton,

der Aktivität. Der Großteil
wird herausgefiltert

Anteile Uran und
Plutonium

y

Uran und Plutonium
werden getrennt

33,15 Tonnen
Isotopenmischung,
bestehend aus:

??  Uran−235
©»  Uran−236

Uran−238

Dieser Anteil wird gelagert und aus wirtschaftlichen
Gründen zur Zeit kaum wiederverwertet

© GEONTr.7, 1992
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zählen nahezualle Betriebsabfälle
aus Atomkraftwerken, darunter

Werkzeuge,Reinigungschemikalien,
Arbeitskleidung oder Handschuhe
sowie ein Teil der Wiederaufarbei−

tungsabfälle.
In den siebziger Jahren war

lediglich geplant, in Schacht Konrad
schwachradioaktive Abfälle aus
dem Betrieb und der zukünftigen
Stillegung von Atomanlagenein−

zulagern. 1982 war dann plötzlich
auch von Müll aus der Wiederaufar−

beitung die Rede. Um welche Men−

genes sich drehen würde, wußte
damals freilich niemand.Drei Jahre

später setzte sich das Verwirrspiel
um die Abfälle fort: Die zuständi−

gen Bundesbehördendefinierten
den Strahlenmüll neu undteilten
ihn in "wärmeentwickelnden? und

"vernachlässigbar wärmeentwik−
kelnden?ein. Derletztere, der das

umgebendeGebirge nicht mehrals
drei Grad erhitzen darf, so beschied
die PTB, solle künftig in Schacht
Konrad lagern. Mit einem Schlag
waren 95 Volumenprozentderins−

gesamtanfallenden radioaktiven
Abfälle in Deutschland "konrad−

gängig?.
50 Jahre will der Bund Konrads

Unterwelt langsam auffüllen. Die
Kammernder neun geplanten Ein−

lagerungsfelder fassen etwa
650 000 Kubikmeterradioaktive
Abfälle. Bislang sind lediglich ?vor−

läufige Endlagerbedingungen?
formuliert worden. Endgültige Auf−

lagen werdenerst mit dem Plan−

feststellungsverfahrenfestgelegt.
Bis heute entspricht die Konditio−

nierung,das heißt die Verarbeitung
und Verpackung der aus dem Aus−
land kommendenAbfälle, nicht den

vorläufigen Endlagerbedingungen.
Die "Spezifikation? des Mülls, den
die englischen undfranzösischen
Wiederaufarbeiter anbieten, ändert
sich ständig.

Sackgasse Wiederaufarbeitung

Die Wiederaufarbeitunggleicht
einer chemischen Abfall−Sortierung,
bei der mit Hilfe des sogenannten
Purex−Verfahrens (Plutonium−Uran−
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Extraktion) aus abgebrannten Reak−
tor−Brennelementendie Rohstoffe
Uran und Plutonium herausgelöst
werden.

Die Brennstäbe müssen vor

ihrem Transport in die Wiederauf−

arbeitungsanlage (WAA) minde−
stens ein Jahr im sogenannten
Abklingbeckendes Reaktorsblei−

ben; in der WAAlagernsie dann

wiederumin solchen Wasserbassins,
bis sich ihre Radioaktivität weiter
vermindert hat. Erst dannzer−
schneiden fernbediente Roboter die
strahlenden Stäbe undlegensie in
kochendheiße, konzentrierte Salpe−
tersäure. Dieser Mixtur werden

später weitere Chemikalien zuge−
setzt, damit sich Uran und Plutoni−
um von anderenSpaltprodukten
trennenlassen.

Teuer und technisch kompliziert

Inzwischenist klar, daß Wieder−

aufarbeitung kein sinnvolles Kon−

zept zur Verwertung von Atomab−
fällen ist − im Gegenteil. Pro Tonne
Brennstoff mit einem Volumen von
etwa einem halben Kubikmeter
entstehen rund 13,5 Kubikmeter

radioaktive Abfälle − das ist das
27fache Volumen.Eine Strahlenbe−

lastung desPersonals läßt sich

ebensowenig vermeiden wie die

Freisetzung von Radioaktivität
innerhalb der Anlagen undin der

Umgebung.Überdiesist die auf−
wendige Technologie äußerst kost−

spielig, weshalbsich Staaten wie die
USA längst gegen die Wiederaufar−

beitung entschieden haben.
Die Praxis zeigt, daß die in der

WAA gewonnenen "Wertstoffe?
Uran und Plutonium kaum erneut
nutzbar sind. Die Qualität des wie−

deraufgearbeiteten Uransist min−

derwertig und die zukünftige Nut−

zung ungewiß. Der Einsatz von
Plutonium in sogenannten Misch−
oxid (MOX)−Brennelementenist

ebenso teuerwie technisch kompli−
ziert.

Die Misere mit dem Müll

Vom ?"Entsorgungspark? zum

Atommüllexport

1974 strebte die Bundesregierung
ein "Nukleares Entsorgungszen−
trum?an, das den Bau einer eige−
nen WAA nebst Konditionierungs−
anlage und Endlager an einem

einzigen Standort vorsah. Auserse−
hen war dafür Gorleben, aber nach
dem "Gorleben−Hearing? von 1979
war sicher, daß mit der Zustimmung
der damaligen niedersächsischen

Landesregierung für einen solchen

?Entsorgungspark? nicht zu rech−
nen war. Im gleichen Jahr entwik−
kelte ein Staatssekretärsausschuß

sogenannte "Entsorgungsrichtlini−
en?. Seither müssen die Betreiber
von Atommeilern den sicheren Ver−
bleib ihrer abgebrannten Brennele−
mente für sechs Jahre vorsorglich
nachweisen. Dafür genügtfreilich
ein Hinweis auf eine Wiederaufar−

beitungsanlage, die obendrein noch
im Bau sein kann.

Aus für Wackersdorf

1985 fiel die Standortwahlfür die
WAA auf das oberpfälzische
Wackersdorf. Die Bauarbeiten
wurden jahrelang von Demonstra−
tionen, politischen und gerichtli−
chen Auseinandersetzungenbeglei−
tet, bis die deutschen Stromerzeu−

ger 1989 Wackersdorf quasi über
Nacht wie eine heiße Kartoffel
fallenließen. Damit war die Entsor−

gungim.Inland gescheitert.
Obwohl Bundesumweltminister

Töpfer eindringlich vor einem

"Glaubwürdigkeitsverlust? der
Atomindustrie warnte, zogenes die

Energiekonzerne aus Kostengrün−
den vor, für die Zukunft Wieder−

aufarbeitungsverträge mit dem
französischen Staatskonzern
COGEMA (Compagnie Generale des
Matieres Nucleaires) und der

englischen BNFL(British Nuclear
Fuels Limited), abzuschließen.

COGEMAbetreibtdie in der Nor−
mandie gelegene Wiederaufarbei−

tungsanlage La Hague, BNFLdie
WAASellafield in der Grafschaft
Cumbria an der englischen West−



Die Misere mit dem Müll

6 930 m?

Radioaktive Abfälle mit vernach−
lässigbarer Wärmeentwicklung,
die ab 2000 nach Konrad sollen
Stand: September 1990

® Sellafield

La Hague\@

65 180m?
Radioaktive Abfälle mit vernach−

lässigbarer Wärmeentwicklung,
die ab 1997 nach Konradsollen

Atommüll auf Reisen

A

123 700m?

Zwischenlagerkapazität,
die ab 1997 erschöpft
sein wird
Stand: Juli 1992

© Schacht Konrad

174 294m?
Stand: September 1990 ; : :ee Radioaktive Abfälle mit vernach−

lässigbarer Wärmeentwicklung,
die laut Prognosebis Ende des
Jahres 2000 anfallen

Quellen: BfS Abfallerhebung 1990

Gesellschaft für Nuklear−Service Hannover

Zeichnung: Brodde /Liß

küste. Eine zweite Anlageist dort in
Bau. Zur Zeit könnendie Briten den
bei uns gebräuchlichen Brennstoff
noch nicht verarbeiten. Die Verträ−

ge aus dem Jahr 1989 deckendie

Entlademengen bundesdeutscher
Reaktoren bis 2005 ab: 3 000 Ton−
nen ausgediente Brennelemente.

Optionen für den Atommülltouris−

mus bis 2015 bestehen schon heute.
Das schleswig−holsteinische Mini−
sterium für Gesundheit, Soziales
und Energie veröffentlichte 1991
drei Gutachten,die belegen, daß

die Wiederaufarbeitung im Ausland

ungesetzlich ist: Die radioaktiven
Emissionen von La Hague undSella−
field überschreiten ständig die bun−

desdeutschenStrahlenschutz−

Grenzwerte, die Anlagen wären
hierzulande nicht genehmigungs−
fähig. Von einer ?schadlosen Ver−

wertung?, wie sie das Atomgesetz
vorschreibt, kann daher keine Rede

sein. Wenngleich der Bundesum−
weltminister noch 1989 korrekt

festgestellt hatte, daß in La Hague
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und Sellafield "höhere Ableitungen
radioaktiver Stoffe vorgesehen
sind, als dies bei der Wiederaufar−

beitungsanlage in Wackersdorf vor−

gesehenist?, genießt die Wieder−

aufarbeitung im Ausland immer
noch Priorität vor der Alternative
?Direkte Endlagerung?, also der

sofortigen Endlagerung ohne

Aufarbeitung.

Aus Atommüll wird mehr Atom−
müll

Bereits Mitte der siebziger Jahre
schlossen deutsche Energieversor−
gungsunternehmenmit den Firmen
COGEMA undBNFLerste Verträge.
Diese sogenanntenAltverträge gel−
ten für 5 536 TonnenBrennele−
mente. Die wiederaufgearbeiteten
"Wertstoffe? und den riesigen Berg
radioaktiver Abfälle muß der Auf−

traggeberlaut Vertrag zurückneh−
men. Der abgeschobene Müll wird
zum Bumerang.

Ab 1994 beginnt COGEMA mit
der Rückführung der hochaktiven
Abfälle. Ab 1997 folgt der schwach−
und mittelaktive Unrat. Mit Verzug
ist kaum zu rechnen: Seit neuestem
verbietet ein französisches Gesetz

importierte Atomabfälle über einen

längerenZeitraum zulagern. Der
Müll aus England tritt ab dem Jahr
2000 den Heimweg an.

In Schacht Konrad sollen folgen−
de Abfälle aus der Wiederaufarbei−

tung eingelagert werden: Bitumi−

nierte (in asphaltähnliches Material
gegossene) Schlämmeaus der Ab−

wasserreinigung sowie zementierte
Abfälle aus Instandhaltungs− und

Reparturarbeiten (etwa Werkzeug
und Kleidung). Hier unterscheiden

Experten zwischensolchen mit
hohem undsolchen mit niedrigem
Gehalt an sogenannten Alpha−
Strahlern wie beispielsweise Pluto−
nium. Alpha−Strahler sind besonders

problematisch: Sie haben eine kur−
ze Reichweite und dringennicht
durch Kleidung oder andere Ab−

schirmungen,richten aber verhee−
rende Schäden im Organismusan,
wennsie eingeatmet oder mit der

Nahrung aufgenommen werden.

Schon ein Millionstel Gramm kann

Lungenkrebs erzeugen. Viele

Alpha−Strahler haben extrem lange
Halbwertszeiten: Erst nach 24 110
Jahrenist etwa die Hälfte der Akti−
vität von Plutonium 239 abgeklun−
gen.

Die Abfallbehandlungbereitet
den Wiederaufarbeitern noch

Schwierigkeiten:

e Dasin La Hague verwendeteBi−
tumenerweicht schnell und ist

außerdem brennbar.

° Die Alpha−haltigen Abfälle

müssen, damit die Aktivitäts−
Grenzwerte eingehalten werden
können,in größere Container

verpackt werden, wodurch das
Volumendeseinzulagernden
Atommülls steigt.

° Die verwendeten Abfallbehälter
weichen vondenfür Schacht
Konrad vorgesehenen Außen−

abmessungenab.

°e Die Wiederaufarbeiter machen
nur vorläufige Angabenüberdie
Abfallbehälter. Das betrifft etwa
das verwendete Material, des−
sen Strahlungsbeständigkeit
oderStabilität.

Umstrittener Tauschhandel

Die Rückkehr der in den Altverträ−

gen vereinbarten Müllmengen ab
1994 stürzt die Bundesregierung in
Not. Deshalb führen die BNFL und
die für Atommülltransporte zustän−

dige Gesellschaft für Nuklear Ser−
vice (GNS) Gespräche über einen
Tauschhandel: Statt großer Mengen
schwach− und mittelaktiven Strah−
lenmülls könnte die Bundesrepublik
kleinere "Äquivalenzmengen? des
in Glas gegossenen,brisanteren
hochaktiven Mülls zurücknehmen.
Die BNFL ist nach eigener Aussage
bestrebt, möglichst viel ?heiße?
Abfälle loszuwerden; im Gegenzug
ist sie bereit, große Mengen"kal−
ten? Mülls zu behalten und zu

lagern.

Die Misere mit dem Müll

Das Bundesumweltministerium hat

gegenüber der GNS erklärt, daß es
einem "generellen Tausch ableh−
nend gegenüberstehe?. Das bedeu−
tet offenbar, daß die Bonner Beam−
ten nicht prinzipiell dagegensind.
Die in Hannover ansässige GNS
fördert den Tausch, weil dadurch
die Transportmenge und somit die
Kostensinken.Schließlich − so argu−
mentiert die Gesellschaft − ließen
sich so die Transportrisiken verrin−

gern. Daß das Hin und Her der
strahlendenFracht gefährlich sei,
hatten die Verantwortlichen bislang
immer geleugnet.

Atomtransporte −

die unterschätzte Gefahr

Im Jahr 1991 rollten 550 Atomtrans−

porte durch Niedersachsen, darun−
ter etwa 100 Transitbewegungen.
Verantwortlich zeichnet seit dem
Ableben der Skandalfirma Transnu−
klear die GNS. Die Internationale

Atomenergiebehörde in Wien

(IAEO) schreibt eine Reihe von Auf−

lagenfür Transportbehältervor.
Über das verwendete Transportmit−
tel herrscht dagegen Schweigen.

AußerdenIAEO−Richtlinien gibt
es keine einheitlichen internationa−
len Vorschriften. In der Bundesre−

publik muß das Bundesamt für
Strahlenschutz kernbrennstoff−

haltige Fracht genehmigen, andere
Fahrten kanndie Deutsche Bundes−
bahn − mit einer Dauergenehmi−
gung ausgestattet − nach Gutdün−
ken durchführen. Die Bundesländer,
durch die die heiße Fracht laufen
soll, sind allerdings in jedem Fall zu
informieren.

Per Güterwaggon und Laster
voran

Die Zahl der Transporte stiege
durch denBetrieb des Endlagers
Schacht Konrad enorm.Die Deut−
sche Projekt Union,ein Ingenieur−
Büro ausEssen, errechnete im Auf−

trag Niedersachsens folgendes: Pro

Tag sollen mindestens 17 Transport−
einheiten a 20 Tonnen nach Konrad
rollen − bei 200 Arbeitstagen im Ein−



Die Misere mit dem Müll
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Wegeindie Unterwelt

Derskizzierte Einlagerungsablaufexi−

stiert bisher nur im Modell. Eine prakti−
sche Erprobung hatnicht stattgefunden.
Das Modell sieht folgendeSchritte vor:

1. Die radioaktiven Abfälle gelangen
− in Containern oderin zylindrischen
Behältern verstaut − per LKW oder

Güterwaggon nach Konrad.Bei

Ankunft werdeneine Sichtkontrolle

vorgenommenunddie Begleitpapiere
kontrolliert. Passieren die Abfallgebin−
de das Eingangstor der Schachtanlage
Konrad 2 − nur dort wird eingelagert −

gehensie in den Verantwortungsbe−
reich des Endlager−Betreibers über.

. Sind Gebinde beschädigt, wird ver−

sucht, diese vor Ort zu reparieren.

Unbeschädigte Gebinde werden mit−

tels Kran auf Plateauwagen umgela−
den. Eine Strahlenschutzmessungsoll
sicherstellen, daß die Gebinde die vor−

gegebenen Grenzwerte nicht über−

schreiten. Gebinde mit erhöhter Kon−

tamination werden gekennzeichnet
und ?dekontaminiert?. Wie das ge−
schehensoll, bleibt im Dunkeln.Erst

wenn Dekontaminieren nicht möglich
scheint, gehen die Gebinde zurück an

den Absender. Die ?endlagerfähigen?
Gebinde werden entwedersofort in

die Tiefe transportiert oder in der

Pufferhalle zwischengelagert.

Ö

Alle Transport−

ET
schritte führen Men−

TG © schen aus. Abgesehen

TT
vom Störfall−Risiko, etwa

L_ KONRADI

. Die Atommüll−Wagen werden mit

dem Fahrkorb im Schacht 2 bis zum

unteren Füllort in 850 MeterTiefe

transportiert.

. Dort werdensie auf eine Art Sattel−

schlepper umgeladen. Mit diesen

Fahrzeugen gelangensie unter Tage
bis zur Einlagerungsstrecke.

. Am Eingang der Kammerheben Ga−

belstapler die ?strahlende? Ware ab

und stapeln sie ein. Während an der

einen Stelle eingelagert wird, werden

parallel anderorts neue Kammern

gegraben. Das ausgemeißelte Gestein

("Haufwerk?) gelangt über Schacht1

ans Tageslicht.

. Sind die etwa 500 bis 1000 Meterlan−

gen Kammerngefüllt, wird eine

Spritzbetonwandvordie letzte Gebin−

dereihe der Katakombegesetzt. Da−
nachist geplant, über zwei Rohre in

der Kammerdecke "Pumpversatz? −

eine feuchte, pastenartige Masse −

einzufüllen, um jeden Hohlraum zu

verschließen. Ein "Kammerabschluß−
bauwerk? trennt die Kavernen

schließlich vom Grubengebäude.

Geschätzte Kosten für die Herrich−

tung der Katakomben: Minde−

stens 1,7 Milliarden Mark.

einem Brand unter Tage,
riskieren die Beschäftigten beim Umgang mit

radioaktiven Material, daß sie ständig einer Belastung
durch Niedrigstrahlung ausgesetzt sind.

1300 m
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Foto: Vielmo / Greenpeace

schichtbetrieb jährlich 3 400 Stück.
Arbeiteten die Kumpelin zwei

Schichten, käme schon das Doppel−
te zusammen. Maximal könnentäg−
lich jedoch 40 solcher Einheiten an−
kommen− das summierte sich selbst
bei nur einer Schicht pro Tag bereits
zu 8 000 im Jahr. Die Region
wandelte sich zur Drehscheibe für

Atomtransporte in Deutschland.

Es bleibt die Frage, für welche
Art Abfälle Schacht Konradei−

gentlich genehmigt werdensoll.
Sicher scheint bisher nur, daß
rund 50 Prozent aus der Wieder−

aufarbeitung im Ausland stam−
men werden. Zudem läßt sich
derzeit nur spekulieren, in wel−
cher Form und Mengediese

zurückgeliefert werden.

Vagebleiben Schätzungenzu
Abfällen, die bei Stillegung und

24
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Quer durch Dörfer und Städte: Radioaktive Abfälle aus dem belgischen Mol auf dem Weg ins Faßlager Gorleben.

Zur Zeit geht das Bundesamtfür
Strahlenschutz voneiner "Anliefe−

rung zu 80 Prozent per Bahn und zu
20 Prozent per LKW? aus. Bei 17

Transporteinheiten täglich, rollten
sieben Güterwaggons(zweiEinhei−
ten) und vier Laster zur Schachtan−

lage. Die Gruppe Ökologie Hanno−
ver ermittelte alleine für das Gebiet

der Gemeinde Vecheldebei Bahn−

Abbruch von Atomkraftwerken
anfallen. Aussagen über Transport−
gefährdungen und etwaige Schutz−
maßnahmenliegen im Dunkeln.
Eine umfassende Umweltverträg−
lichkeitsprüfung fehlt. Nach Auffas−

sung der niedersächsischen Landes−

regierung kannein Endlagernicht
verläßlich geplant werden, solange
sich die Situation durch die fortge−
setzte Nutzung der Atomenergie
ständig zuspitzt.

Die Misere mit dem Müll

transporteneine Unfallwahrschein−
lichkeit von 1:160 − Unfälle, bei
denenaus beschädigten Behältern
Radioaktivität in die Umwelt ent−
weicht. Nach Auffassung des Bun−
desamtesfür Strahlenschutz hinge−
gen sind die Transportrisiken nicht
einmal Gegenstand desPlanfeststel−
lungsverfahrens.

Als erstes und drängendstes
Problem muß die Wiederaufar−

beitung im Ausland gestoppt
und der Ausstieg aus der Atom−
kraft bundesweit festgelegt
werden. Erst dann lassensich −

?
ohneZeitdruck und selbstver−
schuldete Sachzwänge− verbind−
liche Bedingungenfür Bau und
Betrieb eines atomaren Endla−

gers entwickeln.
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Salzgitter Zeitung 12.03. 1985
Dienstag, 12. März 1985

Endlager−Bau könnte schon 1987beginnen

?Konrad verhindert

Entsorgungs−Notstand?
S

Minister Hasselmannbesuchtedie PTB in Braunscb−

BRAUNSCHWEIG(rei) Mitte 1987 kann nach Meinungdes
nieBundesratsministers Wilfried Hasselmann die Errichtung einer

radioaktive Abfälle im ehemaligen Erzbergwerk in Salzgitter
Planfeststellungsverfahren tatsächlich planmäßig läuft. 7
gen, so wurde Hasselmann als zuständigem

aBesuch der Physikalisch−Technischen Bundesansta? ®
versprochen, will die Bundesanstalt überwiegen?
Monatsfertig haben,der Restsoll bis Jahresend?

Konrad spielt im atomaren Entsor−
gungskonzept für die Bundesrepublik
inzwischen eine zentrale Rolle, w?
Hasselmann in Braunschweig erk!?
Einen ?Entsorgungs−Notstand?
es auch bei Nichteignung vor
als Endlager nicht

1

werde ohnehin eher
stehen, und der Rest
Material könnefi?
auch oberirdisc?
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BundesforschungsministerHeinz Riesenhuber:

Endlagerung wird ein
starker Wirtschaftszweig

Referat im Gästehaus und Besichtigung in Calbecht

Mit einem auf außerordentlich hohem Niveau stehenden Referat
berichtete der Bundesminister für Forschung und Technologie, Dr. Heinz

=
= Riesenhuber, vor geladenen Gästen im Lebenstedter Gästehaus über

Zeinige aktuelle Fragen aus seinem Arbeitsbereich. Riesenhuber,der einer
=
= Einladung des CDU−Bundestagsabgeordneten Helmut Sauer gefolgt war,

=ging ausführlich auf die Situation nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl
Zein.

PTB: ?Konrad? als Endlager geeignet
BRAUNSCHWEIG(EB) Zu der Aussage

von Bürgerinitiativen und Grünenin Bonn,
der Eisenerz−Schacht ?Konrad? bei Salz−
gitter sei auf der Grundlage der von der
Physikalisch−Technischen Bundesanstalt

(PTB) in Braunschweig vorgelegten Pla−
nungsdaten als Atommüll−Endlager nicht

geeignet, hat die PTB am Dienstag in
einem Schreiben an unsere Zeitung
Stellung genommen.

Darin heißt es: Die erneut vorgebrachte
Unterstellung von Bürgerinitiativen und der
Grünen, daß die Empfehlung der Schacht−
anlage Konrad als Endlager für radioaktive

Abfälle immerfraglicher werde, beruht auf
Außerungen von Gutachtern der Stadt
Salzgitter. Sie stellen damit keine Auße−
rung der von der zuständigen Planfeststel−

lungsbehörde, dem niedersächsischen
Umweltminister, eingeschalteten fachkun−

digen Gutachter dar. Sie beruhen darüber
hinaus auf Unterlagen, die entsprechend
den gesetzlichen Anforderungen in bezug
auf Art und Umfang das Gesamtvorhaben
allgemeinverständlich darstellen. Den

Fachgutachtern der Planfeststellungsbe−
hörde stehen für spezielle Fragestellungen
ergänzende und erläuternde Unterlagen
von etwa 10 000 Seiten zur Verfügung.

Mit dem geplanten Endlager Konrad
werden erstmals die sicherheitstechni−
schen Möglichkeiten der Deponie radioak−
tiver Schadstoffe in unterirdischen Depo−
nien genutzt. Sie erlauben im Gegensatz
zu oberflächennahen , Ablagerungen,
Schadstoffe über geologische Zeiträume
wirksam von der Biosphäre fernzuhalten.
Damit werdendie durch die Natur gegebe−
nen Möglichkeiten zur langfristigen Wahr−

nehmung unserer Verantwortung für die
Nachwelt genutzt.
Aussagen zur Langzeitsicherheit kön−

nen nur auf der Basis von Standortdaten
gemacht werden, mit denen zukünftige

Auswirkungen auf den Menschen und die

Biosphäre bewertbar sind. Da dieser
Nachweis erstmals im Rahmen des atom−
rechtlichen Planfeststellungsverfahrens
mit seinem hohen Sicherheitsstandard
erbracht werden muß, ist es selbstver−
ständlich, daß die Sicherheit der Abschät−

zung langfristiger zukünftiger Entwicklun−

gennein zentraler Diskussionspunktist.
Das Planfeststellungsverfahren ein−

schließlich der vorgezogenen Behörden−

beteiligung hat bisher keine Hinweise

ergeben, die Eignung der Schachtanlage
Konrad für die Endlagerung der vorgese−
henenAbfälle in Frage stellen.

25

BE
RB
RE
ET
ER
DE
RD
ER
ER
RR
UD
RR
RE
BA
DD
ER
ER
ER
RB
UR
RR
RR
RE
RR
DE
DD
RR
RR
RR
ER
DR
RR
UE
RE
RG



Konrad im Spiegel der Presse

Hannoversche Allgemeine Zeitung 12 / 1987

_ Töpfer: Schacht ?Konrad?ist
Baustein im Entsorgungskonzept
Kaufvertrag für die ehemalige Eisenerzgrube unterzeichnet

− Salzgitter (ck/lni)
In Anwesenheit von Bundesumweltminister Klaus Töpfer ist am Dienstag in Salz−

gitter der Kaufvertrag für die Schachtanlage ?Konrad? zwischen der Physikalisch−
Technischen Bundesanstalt (PTB) und dem Salzgitterkonzern unterzeichnet worden.
Der Kauf der Grube wird nach Angaben des Bonner Umweltministeriumserst wirk−
sam, wenn ein positiver Planfeststellungsbeschluß erteilt und dessen sofortiger Voll−Ber

Remmers und Töpfer möchten
mehreren Behörden Beine machen
Planfeststellung für Endlager ?Konrad? elf Monate im Verzug

Peiner AllgemeineZeitung 03.08.1988

Als Kaufpreis für die Grube werdenin
dem Vertrag etwa 70 Millionen Mark ge−
nannt. Das ehemalige Eisenerzbergwerk
gilt als Baustein im Entsorgungskonzept
der Bundesregierung zur Beseitigung ra−
dioaktiver Abfälle in Endlagern. Der Kauf
der Grube ?Konrad?ist unterdessen vom
Bund? für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND)kritisiert worden.
Das Endlager ?Konrad? soll Anfang der.

90er Jahre in Betrieb gehen und wäre
nach AngabenderPlaner in der Lage,bis

Eigener Bericht

vdB. Hannover/Salzgitter
Der niedersächsische Umweltminister Werner Remmers und sein Bonner Kollege

weit in das nächste Jahrhundert "’

etwa 95 Prozent der in der
?

blik anfallenden rar:
zunehmen *’

Sch−

Salzgitter Zeitung 26.06.1989

Klaus Töpfer bedrängen Bundeswirtschaftsminister Martin Bangemann, das Ar−
beitstempo und die Leistungsfähigkeit der ihm unterstehenden Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) in Hannover deutlich zu verbessern. Töpfer
und Remmers, die sich am Dienstag in Bonn zu einer längeren Unterredungtrafen,
stimmen in der Auffassung überein, daß ?personelle und organisatorische Unzuläng−
lichkeiten? dazu geführt haben, daß das Atommüllendlager im Schacht ?Konrad? in
Salzgitter um fast ein Jahr hinter der Terminplanung zurückliegt.

Töpfer und Remmers sehen im Schacht
?Konrad? eine zentrale Einrichtung für
die Entsorgung der deutschen Kernkraft−
werke. In der ehemaligen Eisenerzgrube
sollen mehr als 90 Prozent des gesamten

dorf auch Salzgitter angemessen zu ent−
schädigen. Doch bevor über die von bei−
den Politikern als berechtigt eingestufte
Forderung der Stadt Salzgitter Klarheit
geschaffen wird, kommt es Remmers wie
ne . . al 3: m−2i.. 10...

für das

Landbesteht aufangemessenen Ausgleichszahlungen ? Streitzwischen Regierung und Opposition
Inungzuur ale

Konrad−Verfahren bis Herbst vertagt
HANNOVER(EB/ap/lIni) Die nieder−

sächsische Landesregierung will das
von ihr abgebrochene Genehmigungs−
verfahren für das atomare Endlager
Schacht Konrad erst wiederaufneh−
men, wenn sie angemessene Ausgleich−
zahlungen aus Bonn erhält Der Spre−
cher des niedersächsischen Umweltmi−
nisteriums, Hermann Kues, nannte am
Mittwoch in Hannoverals weitere Vor−

aussetzung der für den Herbst in Aus−
sicht genommenen Wiederaumahme
des Genehmigungsverfahrens die ver−
tragliche Zusicherung der Bundesre−

gierung, im Schacht KonradbeiSalzgit−
ter nur nationale Atomabfälle einzula−

gern.
Das Genehmigungsverfahren des

Endlagers für schwach− und mittelra−
dioaktive Abfälle im Schacht Konrad
war ? wie berichtet ? Anfang Mai aus−

gesetzt worden, nachdem sich der Ver−
zicht auf die Wiederaufarbeitung abge−
brannter Brennelemente in Wackers−

dorf abgezeichnethatte.
Über die Höhe der von Ministerpräsi−

dent Ernst Albrecht von Bonngeforder−
ten Ausgleichszahlungenfür die beiden
atomaren Endlager im Schacht Konrad
und im Gorlebener Salzstock wollte
sich der Sprecher des Landesregierung,
Joachim Werren, am Mittwoch in Han−

nover nicht äußern. Er erklärte jedoch,
daß das niedersächsische Kabinett für
ein Festhalten an den atomaren Endla−

gern in ihrem Lande mindestens soviel
Ausgleichszahlungen erhalten müsse
wie die bayerische Landesregierungfür
den Ausstieg aus Wackersdorf.
Am Dienstag hatte die niedersächsi−

sche Finanzministerin Birgit Breuel
von Bonn die Erhöhungderjährlichen
Ausgleichszahlungenfür Gorleben und
Schacht Konrad von bisher 32 auf 80
Millionen Mark verlangt.

?Als ?zynisches Spiel mit den Bür−
gern? kritisierte SPD−Oppositionsfüh−
rer Gerhard Schröder Versuche der
Landesregierung, in Zusammenhang
mit dem geplanten atomaren Endlager
im Schacht Konrad aus Bonn Aus−

gleichszahlungen in Millionenhöhe zu
bekommen. Was Ministerpräsident
Ernst Albrecht gegenwärtig in Ver−

handlungen mit der Bundesregierung
betreibe, sei nichts anderes, als sich
Sicherheitsinteressen der Bevölkerung
von Bonn abkaufen zu lassen, sagte
Schröder. Die niedersächsische SPD
fordere den Abbruch des Genehmi−

gungsverfahrens für Schacht Konrad.

Angesichts der völlig neuenSituation
in der Wiederaufarbeitungsei zur Zeit

ler BGR,
daß der
?nd der

überhaupt nicht geklärt, was in dem esanstalt

ehemaligen Bergwerk eingelagert wer−eicht. In
den solle. Außerdem gebe es gravie−< auf die
rende Einwände gegen die grundsätz−alzgitter
liche Eignung von Schacht Konrad. Die ?ten, um

Beteuerungen der Landesregierung, itsablauf
die beiden geplanten atomaren Endla−
ger stünden nur für eine nationale Ent−
sorgung zur Verfügung, seien ?auf Sand

gebaut?, sagte Schröder.
°

Als ?böses Spiel mit den Ängsten der
Bürger? bezeichnete der stellvartre−
tende Vorsitzende der CDU−Fraktion
im Ländtag, Kurt−Dieter Grill, die Äuße−
rungen von Schröder. ?Schröder? ? so
Grill im Pressedienst seiner Fraktion ?

?hat den Beweis dafür geliefert, daß die
SPDnichtbereit ist, Konsequenzen aus
der von ihr einst massiv ’betriebenen
Kernenergie−Politik in unserem Lande
zu ziehen.?

Der CDU−Politiker forderte die SPD
auf, ?nicht länger den Popanz einer
europaweiten Endlagerung in Konrad
und Gorleben aufzubauen?. Es sei hin−
reichend klargestellt, daß die beiden

Lagerstätten nur für nationale Abfälle
zur Verfügung stehen, betonte Grill
Alle gegenteiligen Behauptungen, die
den Beweis schuldig blieben, seien al−
lein wahltaktisch begründet. :
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Ini Hannover. Niedersach−
sens Umweltministerin. Moni−
ka Griefahn (parteilos) hat ih−
rem Bundeskollegen Klaus

Töpfer (CDU) am Freitag eine
24 Seiten umfassende Mängel−
liste zu den Planungsunterla−
gen für das geplante Atom−

müllendlager Schacht Konrad
(Salzgitter) übersandt. Töpfer
hatte am vorigen Freitag eine

Nordwest−Zeitung 22.12.1990

Schacht Konrad: Griefahn schickte

24seitige Mängelliste nach Bonn
Bei Weisung will Niedersachsen Klage einreichen

Hannover binnen sieben Tä−
gen verlangt. Der Bund droht
der Landesregierung mit einer
Weisung für den Fall, daß die−
se die Planungsunterlagen für
Konrad nichtauslegt.

In dem Schreiben komnit
Griefahn nach Angaben des
Ministeriums in Hannover
zum Schluß, die bisher vorge−
legten Planungsunterlagen
entsprächen nicht dem Gesetz

prüfungen (UVP). Eine UVP
sei jedoch ?rechtlich zwingend
vorgeschrieben?. Die Pla−

nungsunterlagen für Schacht
Konradseiennicht vollständig
und dürften deshalb nicht aus−

gelegt werden, meinte. Grie−
fahn. Bei einer Weisung aus
Bonn will Niedersachsen vor
dem Bundesverfassungs− oder
dem Bundesverwaltungsge−

solche Stellungnahme aus füf Umweltverträglichkeits− richt klagen.

taz Januar 1991

Schacht Konrad näher am Endlager
Niedersachsen klagt gegen Weisung des Bundesumweltministers /
Ohne vernünftige Umweltverträglichkeitsprüfung will Griefahn die Projektunterlagen nicht auslegen

250 000 Einwendungen ? Traktorenkonvoi fuhr bis nach Hannover

Protest gegen Schacht Konrad
Arbeitsgemeinschaft Schacht Konrad zufrieden

Die Einwendungslawine
kommtins Rollen

Von Thomas Uhrmacher

SALZGITTER. ?Lassen Sie sich nicht
zum Büttel des Atomstaates machen,

steigen Sie mit uns zusammenaus der

Kernenergie aus", forderte Niedersach−
sens Umweltministerin Monika Grie−
fahn Bundesumweltminister Klaus

Töpfer während einer Demonstration

gegen das geplante Endlager Schacht
Konrad in Salzgitter am Wochenende
in Hannoverauf.

Salzgitter Zeitung 15.07.1991

?
Hannoversche AllgemeineZeitung
05.02.1992

50 000 Unterschriften. So lautete der
Stand der von der Arbeitsgemein−
schaft Schacht Konrad initiierten
Einwendungskampagne Anfang ver−
gangener Woche.?Täglich trudeln zur
Zeit in unserem Büro in Bleckenstedt
etwa 1000 Briefe mit zirka weiteren
5000 Unterschriften ein?, bilanzierte
Jochen Riggert, Vorstandsmitglied
der Arbeitsgemeinschaft, die Situa−
tion eine Woche vor dem Auslegungs−
ende am 15. Juli.

?Konrad−Pläne sind ungenügend?
?

Gutachter bestätigen Salzgitters Vorbehalte gegen Endlager
vdB/ck. Hannover/Salzgitter

’

Im Streit mit dem Bundesumweltmini−
sterium um die Fortsetzung des Planfest−
stellungsverfahrens für das geplante
Atommüllendlager im Schacht Konrad in
Sazlzgitter bleibt die Landesregierung in
Hanover hart. Umwelt−Staatssekretär Jan
Henrik Horn ließ am Dienstag in Hanno−

| ver erkennen, daß die Erörterung der
rund 250 000 Einwendungen gegen das

Projekt frühestens im zweiten Quartal
1992 stattfinden kann und mindestens
sechs Wochen lang dauern wird. Der
Bund dagegen dringt auf einen früheren
?Termin und hält vier Wochen für ausrei−

reits in gutachterlichen Stellungnahmen
zu den Konrad−Plänen der Physikalisch
Technischen Bundesanstalt (PTB) 1987
gestellt wurden, seien nicht beantwortet
oder die kritisierten Punkte seien nicht
hinreichend nachgebessert worden.
Außerdem forderte die Gruppe Ökolo−

gie am Dienstag bei der öffentlichen Vor−
stellung der beiden Studien im Rathaus
der Stadt erneut, auch den Transport ra−
dioaktiver Stoffe zum Endlagergelände in
das Planfeststellungsverfahren einzube−
ziehen.

Schachtanlage und aus Konzernge−
sellschaften befinden sich darunter.

Die Kritikpunkte erstrecken sich
insbesondere auf die Bereiche Um−
weltverträglichkeitsprüfung, Trans−
portwesen, Produktkontrolle, Grund−
recht− und Eigentumsverletzungen.
Oft werden auch die radiologischen
Auswirkungen eines Endlagers auf
Nachfolgegenerationen und die bis−
her noch völlig ausgeschlossenen
Störfälle durch Flugzeugabstürze ge−
nannt.

Salzgitter Zeitung Juli 1991
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Ministerbeziehen

Stellung

zumgeplanten

Endlager Schacht Konrad

28

Unfrieden
in Region
gebracht
Von Thomas Uhrmacher

Aus allen Nähten platzte der große
Saal des Gewerkschaftshauses in Le−
benstedt während einer Informations−
veranstaltung des niedersächsischen
Umweltministerius zum Thema
Schacht Konrad. Zwei Minister stan−
den den Diskussionsteilnehmern für

Fragen und Antworten zur Verfügung:
die niedersächsische Umweltministe−
rin Monika Griefahn und Innenmini−
ster Gerhard Glogowski.

Umweltministerin Monika Griefahn
stellte klar, daß sie eine eindeutige Aus−
sage von Bundesumweltminister Klaus
Töpfer in der Frage vermisse, welcher
Atommüll in einem späteren Endlager
Konrad eingelagert werden solle. Sie
befürchte durch die kurz bevorste−
hende Europäisierung ein Aufweichen
oder gar einen Wegfall der Importkon−
trollen. Dann stünden auch für eine
Einlagerung von Atommüll aus euro−
päischen Ländern die Türenoffen.

Die niedersächsische Umweltmini−
sterin unterstellte Bundesminister
Töpfer, daß er froh sei, Niedersachsen
mit seinen potentiellen Endlagern
Asse, Gorleben und Konrad zu haben,
weil sonst das Kernenergieprogramm
kurzfristig beendet werden müßte. Weil
Töpfer dies nicht zulassen wolle, habe
er ihr mit dem Knüppel Weisung er−
teilt. Mit ihrer Klage dagegen habe sie

fragte Glogowski mit Blick auf das

Bundesumweltministerium.
Außerdem, so Glogowski, stünde

Töpfer unter dem Druck, möglichst
schnell ein Endlager finden zu müssen,
weil sonst das Aus für die Kernenergie

drohe. Unter anderem deshalb habe er

Zweifel an der Eignung Konrads als
Atommüllendlager. Er habe auch kein

Vertrauenin die Objektivität des Plan−

feststellungsverfahrens und er danke

deshalb allen, die seit Jahren die Öf−

fentlichkeit wachgerüttelt hätten. Er
? selbst, sagte der Innenminister, sei

nach acht Jahren Kampf gegen Konrad

noch keineswegs demotiviert.
Die Region Braunschweig−Salzgitter

sei ohnehinin einer schwierigen Lage,
fuhr Glogowski fort. Man wolle sich

dieses Land durch Asse, Gorleben und
Konrad nicht endgültig kaputt machen
lassen. Töpfer, so der Vorwurfdes Mini−

sters, habe Unfrieden in die Region ge−
tragen,weil sich die Menschenin ihrer
Not ?auch mit Mitteln gegen ein Endla−

ger wehren, die in einem Rechtsstaat
nicht zulässig sind?. Ein Endlager di−
rekt neben die Arbeitsplätze von Tau−
senden in den Stahlwerken zu bringen
sei ?verrückt, sei Wahnsinn?, schimpfte
Glogowski. ?Auf die Arbeitsplätze bei
Konrad können wir verzichten, die

Bergleute kämen mit Sicherheit an−
dernorts unter. Wer glaubt er könne

Energie auf Kosten der Angst der Men−
schen erzeugen,derirrt, der treibt die
Menschenzur Gewalt?, sagte der Mini−
ster unter großem Beifall.
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Streit um Endlager Schacht Konrad

Töpfer drängt auf zügiges
Planfeststellungsverfahren
HANDELSBLATT,Donnerstag, 6.2.1992

er DÜSSELDORF. Bel dem In
dieser Woche neu entfachten
Streit zwischen Niedersachsen
und Bundesumweltminister Klaus
Töpfer (CDU) geht es im Kern
um die Frage, wie schnell 230 000
Einwendungen gegen das atomare
Endlager Schacht Konrad in der
Gemeinde Salzgitter−Lebenstedt
bearbeitet werden können.
Das Ministerium der einstigen

Greenpeace−Managerin Monika Grie−
fahn besteht auf einer sachgerechten
Prüfung der Flut von Einwendungen
und avisiert einen Erörterungstermin
für das Planfeststellungsverfahren
frühestens im September. Töpfer, der
auf einen Termin im Mai oder Jun!

ch gegen

Zu Zeiten der CDU−Regierunghatte
der Bundesumweltminister am Ablauf
der Vorbereitungen für das Planfest−

stellungsverfahren nichts zu kritisie−
ren. Das änderte sich mit dem Amts−
antritt der rot−grünen Koalition. Der
Grund: In der Koalitionsvereinbarung
zwischen SPD und Grünen steht ein
Passus, der den Abbruch des Verfah−
rens für den Schacht Konrad beinhal−
tet. Die Folge: Der Bonner Minister
nutzte sein Weisungsrecht, Hannover

gehorchte und eröffnete das Prozede−
re,

Gutachten zur
Langzeitsicherheit

deutlich machen wollen, daß sich auch , ne
ein Bundesminister an geltendes Recht
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ine Verzöe
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derSeele, denn Glogowski wurdefast "tnhren am Griefabn t
mach

jederseiner Äuberuneenaene spitesten wird | a gureit mit Hannoversche Allgemeine Zeitung
fall acht. Der Innenmi forte eW 25.01.1991ni .01.
unter?anderem die Frage, wie offen ein

Auslegungsverfahren in seiner Ergeb−
nisbewertung überhaupt noch sein
könne, wenn dafür bereits sieben Mil−
lionen.Mark ausgegeben worden seien.



Diese Druckschrift wurde im Rahmen der
Öffentlichkeitsarbeit des Niedersächsischen
Umweltministeriums herausgegeben.Sie darf
wedervon Parteien noch von Personen,die
Wahlwerbung oder Wahlhilfe betreiben, im
Wahlkampf zum Zwecke der Wahlwerbung

verwendet werden. Auch ohnezeitlichen Bezug
zu einer bevorstehenden Wahldarf die
Druckschrift nicht in einer Weise verwendet
werden,die als Parteinahme der Landesregierung
zugunsten einzelner Gruppen verstanden werden
könnte.
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